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Abkfirzungen. 

R. D. J. = Revue de droit international et de legislation comparäe. 
J. D. J. P. = Journal du droit international prive. 

Es wird mit dem Yerfassernamen und bei mehreren Arbeiten des gleichen 
Verfassers unter HinzufUgung einer näheren Bezeichnung citiert. Nur ein- 
mal angeführte Schriften sind regelmässig an Ort und Stelle mit dem ge- 
samten Titel genannt. 
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Einleitung. 
§ 1. Prinzip der Nichtauslieferung politischer Yerbrecher. 

Bis in die jüngste Zeit hinein sucht die Wissenschaft des 
AusKeferungsrechts eine Lösung der Frage nach dem Begriff des 
politischen Verbrechens. Die quantitativ geringe Praxis scheint 
diese Bemühungen kaum zu rechtfertigen ^) ; dagegen ist das quali- 
tative Interesse an der Antwort erheblich und die Anteilnahme 
an ihrer Verwertung in der Praxis gross, sodass sich der An- 
sporn zu immer neuen Versuchen ergeben hat und ergibt. 

Das internationale Strafrecht, wie es gesetzlich und vertrag- 
lich festgelegt ist, hat keine Bestimmung des Wesens des politi- 
schen Verbrechens gegeben. Es verwandte den Begriff wie eine 
bekannte Grösse und begnügte sich, Normen über seine Behand- 
lung aufzustellen. Und die Norm, die nach längerem Tasten von 
ihm ausgesprochen wurde, lautete: Wegen politischer Verbrechen 
findet eine Auslieferung nicht statt ^). Zu restloser Anerkennung 
hat es diesen Grundsatz nicht durchsetzen können ; immerhin lässt 
sich von ihm behaupten, er sei bei den Staaten, die sich der Asyl- 
anschauung angeschlossen haben, zu einem Pundamentalsatz ge- 

1) . . . la question delicate du caractöre des delits politiques a pris une 
importance que ne semble pas justifier le petit nombre de cas d'application. 
Bebney p. 218; gesagt gelegentlich der Besprechung des schweizerischen 
Auslieferungsgesetzes von 1892. 

2) üeber die Entstehung dieses sog. politischen Asyls und seine historischen 
Vorgänger vergl. die Arbeiten von Bulmebingq und Bosgh; vergl. auch 
BuLMERiNCQs Artikel „Asylrecht" in v. Holtzendobpf ; Berneb S. 172 fg.; 
Hebzog, Realenzyklopädie für protestantische Theologie und Kirche unter 
„Asyl" (H. F. Jakobson); Tbendblenbubg , Naturrecht auf dem Grunde 
der Ethik, Leipzig 1860. S. 513 fg., und die in diesen Werken und bei von 
MoHii S. 640 Note 1 angeführte Literatur. Bezüglich der missverständlichen 
Anwendung des Wortes Asyl-, Recht" vergl. PBADiEB-FoDifiBfi III p. 1141 und 
Renault VII p. 57 n. 4. 

Mettgenberg, Attentatsklausel. 2 
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worden, sodass er auch in die Verträge dieser Staaten, die ihn 
nicht wörtlich enthalten, als selbstverständlich hineinzuinterpre- 
tieren ist, es sei denn, dass sich ausgesprochenermassen das Gegen- 
teil aus dem Vertrage ergibt, oder dass sein Schweigen als ein 
offensichtlich bewusstes und gewolltes mit positivem Inhalt er- 
scheint ^). „K there is one rule which more than another has 
been observed in modern times by all independent states, both 
great and small, of the civilized world, it is the rule not to deli- 
ver up political refugees, unless the state is bound to do so by the 
positive obligations of a treaty .... The laws of hospitality, the 
dictates of humanity, the general feelings of mankind, forbid such 
surrenders; and any independent govemment, which of his own 
free will were to make such a surrender, would be deservedly and 
universally stigmatized as degraded and dishonoured" 2). 

§ 2. Belgisches Auslief erangsgesetz yon 1833. 

Seinen ersten Niederschlag im positiven Recht fand dieses 
Prinzip der Nichtauslieferung politischer Verbrecher in dem Bel- 
gischen Auslieferungsgesetz vom 1. Okt. 1833 ^). Die hier nieder- 

1) Hetzeb S. 8 nennt die Nichtauslieferung politischer Verbrecher eine 
„Grundbestimmung der Auslieferungsverträge*' und bindet S. 20 die Regierung 
bei nicht vertragsmässiger Auslieferung an die Gesetze des eigenen Landes 
und an „die Satzungen des jeweiligen Völkerrechts*. Danach wäre der Aus- 
lieferungsvertrag des Deutschen Reiches mit dem Kongo staat vom 25. Juli 
1890, der die Asylmässigkeit der politischen Delikte nicht enthält, dennoch 
im Sinne der Asylanschauung zu interpretieren. Vergl. von der aktiven Seite 
gesehen, die Ausführung des Preuss. Justizmin. S. 32 Z. 8 über Erwirkung 
der Auslieferung von Staaten, mit denen kein Vertrag besteht. Siehe weiter 
FiOBE 2« partie p. 590 n. 2. Dass sich auch die Türkei an diese „rögles 
generalement re9ues dans les Etats civilises" gebunden hält, siehe bei Salem 
p. 375. 

2) ViscouNT Palmebston in seiner Note vom 6. Okt. 1849 an die eng- 
lischen Gesandten in Wien und Petersburg. Mitgeteilt in der „Correspon- 
dence respecting refugees from Hungary within the Turkish dominions, repre- 
sented to Parliament", London 1851 p. 31. Abgedruckt auch z.B.; englisch: 
Lammasch, Auslieferungspflicht S. 213; französisch: PBADiBB-FoDfiRÄ IIL 
p. 1133; Beauchet p. 186; deutsch: v. Mohl S. 658" Note 1. 

3) Dass am 30. September 1833 die crimes contre la süretö de Pfitat in 
dem französisch- schweizerischen Auslieferungsvertrag gestrichen wurden, kann 
nicht wohl als erster positivrechtlicher Ausdruck des neuen Prinzips gelten. 
Der Grund liegt einmal in der rein negativen Art der Kundgebung, dann 
aber darin, dass zwar beiderseits die Verpflichtung zur Auslieferung von 
Staatsverbrechern aufgehoben wird, aber die Möglichkeit einer Auslieferung 
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gelegten und bald darauf Frankreich gegenüber zu vertraglicher 
Anerkennung gelangten Anschauungen haben formell und mate- 
riell mit geringen Modifikationen weiteste Verbreitung gefunden, 
wie denn Belgien in diesen Fragen das vorbildliche Land gewesen 
ist ^). In dem Artikel 6 des genannten Gesetzes kam das Prinzip 
in eigenartiger, mittelbarer Fassung zum Ausdruck. Er lautet^): 
„H sera expressement stipule dans ces traites^) que Tetranger 
„ne pourra etre poursuivi ou puni pour aucun delit politique an- 
„terieur ä l'extradition, ni pour aucun fait connexe k un sem- 
„blable delit ni pour aucun des crimes ou delits non prevus par 
„la presente loi ; sinon toute extradition, toute arrestation pro- 
„visoire sont interdites." 
Mehr als zwanzig Jahre hindurch stand dieses Prinzip in fast un- 
eingeschränkter Geltung. Dann begann eine langsam zunehmende 
Gegenströmung. Man glaubte aus den politischen Delikten die- 
jenigen ausscheiden zu müssen, die nicht einen bestimmten Staat, 
sondern jede Staatsform als solche angreifen. So löste man aus 
der Definition des politischen Verbrechens das sog. soziale oder 
antisoziale Reat heraus und schränkte das politische Delikt auf 
den Rest ein. Doch blieben diese Versuche Theorie. In der 
Praxis ist nur eine Neuerung, wiederum zuerst in Belgien, ge- 
schaffen worden, die man sich gewöhnt hat, die Belgische Atten- 
tatsklausel zu nennen. Mit ihr wird das Asylprinzip für die po- 
litischen Verbrechen in einem der wichtigsten Anwendungsfälle 
negiert. 

§ 3. Fall der beiden Jacquin. 

Ihr Ursprung ist kurz folgender*): Am 11. September 1854 
fanden Bahnarbeiter auf der Strecke Calais-Lille der französischen 



bestehen bleibt. (Siehe den bei Billot p. 109 abgedruckten Notenwechsel.) 
BiLLOT p. 113 erwähnt einen Fall aus dem Jahre 1845, wo Frankreich von 
der Schweiz die Auslieferung eines der tentative de regicide, also eines der 
gestrichenen Staatsverbrechen, Beschuldigten erwirkt habe. 

1) Das grundlegende Werk über die Entwickelung des Belgischen Aus- 
lieferungsrechts, insbesondere hinsichtlich der Frage der politischen Delikte, ist 
F. VON Maetitz, Internationale Rechtshilfe in Strafsachen, bes. Abteilung II. 

2) Abgedruckt z. B. von Mabtitz, Rechtshilfe II S. 772. 

3) D. h, in den Verträgen, die auf der Basis dieses Gesetzes von der 
Regierung abgeschlossen werden konnten. 

4) Dem folgenden liegt die ausführliche Darstellung bei VON Maetitz, 
Rechtshilfe II, S. 367 fg. zu Grunde. Ausserdem wurden Lammasch, Aus- 
lieferungspflicht, BiLLOT und Beauchet benutzt. 

1* 
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Nordbahngesellschaft in der Nähe des Ortes Lambersart eine Höllen- 
maschine mit elektrischer Zündung. Augenscheinlich war die Ab- 
sicht gewesen, Napoleon III., der am Tage darauf nach Toumay 
fahren wollte, um einen Besuch des Belgischen Königs zu erwi- 
dern, in seinem Zuge in die Luft zu sprengen. Ausser auf andere 
fiel der Verdacht der Teilnahme an diesem Verbrechen auf Jules 
Nicolas Jacquin und Oelestin Nicolas Jacquin, die in Schaerbeek 
bei Brüssel wohnten und beide Franzosen waren. Der franzö- 
sische Untersuchungsrichter erliess Haftbefehle gegen sie, die von 
der Ohambre du conseil du tribunal de premi^re instance de Bru- 
xelles für in Belgien vollstreckbar erklärt wurden. Beide wurden 
in Haft genommen, aber sie beantragten beide bei der Ohambre 
du conseil ihre Freilassung, mit der Begründung, die ihnen zur 
Last gelegten Verbrechen seien teils politisch, teils einem politi- 
schen konnex; nach Art. 6 des Gesetzes vom 1. Oktober 1833 
könne somit weder Auslieferung noch vorläufige Verhaftung er- 
folgen. Ihr Gesuch wurde abgewiesen, und nunmehr legten beide 
bei der Ohambre des mises en accusation Rekurs ein. Die Be- 
schwerde von Jules Nicolas Jacquin kam zu keiner endgültigen 
Erledigung, da aus formalen Gesichtspunkten die Entscheide wie- 
derholt kassiert wurden, sodass die Beurteilung dieser Vorfrage 
von dem Verlaufe der Auslieferungsfrage überholt wurde. Oelestin 
Nicolas Jacquin erlangte mit seiner Beschwerde bei der Ohambre 
des mises en accusation, dass diese die Tat für ein politisches Ver- 
brechen erklärte und demgemäss seine Freilassung anordnete^). 
Hiergegen legte wiederum die Staatsanwaltschaft bei der Oour de 
Cassation Beschwerde ein, so dass die Sache der Entscheidung des 
höchsten Gerichtshofes des Landes unterlag. Dieser stellte sich 
in seinem Beschluss vom 12. März 1855 auf den Standpunkt der 
ersten Instanz und kassierte den arret der zweiten Instanz aus 
folgenden Gründen ^) : 

„In der Erwägung, dass sich aus der Betrachtung des Zusam- 
menhangs der Gesetze vom 1. Oktober 1833 und vom 30. Dezember 
1836 ^), sowie aus den Gründen, welche bei der Beratung des letz- 



1) Die Gründe finden sich auszugsweise abgedruckt bei Beauchet p. 238/9. 

2) Der hier gegebenen Uebersetzung liegt der Text bei Billot p. 114 
zu Grunde. Abgedruckt aus der gleichen Quelle bei Calvo II p. 585. 

3) Loi sur la repression des crimes et delits commis par des Beiges k 
r^tranger. 30 d^cembre 1836. 

ari 2. „Tout Beige qui se sera rendu coupable, hors du territoire du 
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teren zur Verwerfung der Ausnahmebestimmung für die politischen 
Delikte führten^), ergibt, dass die im Artikel 1 des Gesetzes von 1833 
besonders vorgesehenen Straftaten zur Auslieferung und strafrecht- 
lichen Verfolgung in Belgien jedesmal dann entsprechend den De- 
finitionen und Bedingungen, die der Gesetzgeber aufgestellt hat, 
Veranlassung geben, wenn sie an sich Verletzungen von solchen 
Gesetzen darstellen, die unserem menschlichen Rechtsbewusstsein 
angeboren und unveränderlich erscheinen, und die nach den Straf- 
gesetzen aller Völker strafbar sind; 

„dass der Gesetzgeber demnach im Artikel 6 des angeführten 
Gesetzes vom 1. Oktober 1833 unter politischen Delikten nur solche 
Straftaten verstanden hat, die sich ausschliesslich gegen die Re- 
gierungsform und die staatliche Ordnung eines bestimmten Landes 
richten sollen, und unter konnexen Delikten solche, deren straf- 
rechtliche Beurteilung von dem rein politischen Charakter der 
Haupttat, mit der sie verbunden sind, nicht unabhängig zu sein 
braucht ^j; 

„dass aber diese Bestimmung in keinem Falle auf solche Straf- 
taten Anwendung finden kann, die ohne Rücksicht auf den vom 
Täter beabsichtigten Erfolg und ohne Rücksicht auf die Regie- 
rungsform des Staates, in dem die Tat begangen wurde, von der 
Moral missbilligt werden und zu allen Zeiten und von allen Völ- 
kern strafrechtlich verfolgt werden müssen; 

„In der Erwägung, dass nach dem angefochtenen Beschluss 
selbst die Tatsachen, welche die vorläufige Verhaftung des Be- 
schuldigten begründeten, einen Angriff (attentat) auf das Leben 
des Kaisers der Franzosen und einen Mordversuch gegen die Per- 
sonen darstellen, die an der Fahrt des Kaisers teilnehmen sollten ; 

„In der Erwägung, dass man diesem Tatbestande nicht aus- 
schliesslich politischen Charakter im Sinne des Art. 6 des Gesetzes 
vom 1. Oktober 1833 zuerkennen kann; 

„Und dass also der angefochtene Beschluss durch seine An- 

royaume, contre un ^tranger, -d'un crime ou d'un delit prevu parTarticle 1er 
de la loi du 1er octobre 1833 pourra, 8*ü se trouve en Belgique, y §tre 
poursuivi, et il y sera juge et puni conformement aux lois en vigueur 
dans le royaume, si Tetran^er offens^ ou sa famille rend plainte, ou 8*11 y 
a un avis officiel, donnö aux autorit^s beiges par les autoritös du territoire, 
oü le crime ou d^lit aura 6te commis." 

1) Vergl. ALBfiRio Rolin XVII p. 390. 

2) , . . . dont Tappräciation, sous le rapport de^ur criminalite, peut 
d^pendre du caractöre ..." 



es aui 
lewteu 
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Ordnung, der Bescliuldigte sei auf Grund dieses Artikels freizu- 
lassen, diese Bestimmung unrichtig auslegt und dem Artikel 1 
ebendieses Gesetzes unmittelbar widerspricht, 
. . . wird . . . aufgehoben." 

Zugleich mit der Kassierung wurde die Sache an die Vor- 
instanz zurückverwiesen, diesmal an den Gerichtshof in Lüttich, 
der in demselben Sinne wie die Cour de Cassation entschied. Das 
Freilassungsgesuch war abgewiesen. Inzwischen ging der für die 
Auslieferung selbst erforderliche arret de mise en accusation von 
der französischen Regierung ein. Die Endentscheidung war nun- 
mehr von der belgischen Regierung zu treffen. Nach Art. 2 des 
Auslieferungsgesetzes von 1833 musste sie vorerst das Gutachten 
der Ohambre des mises en accusation de la cour d'appel von Brüs- 
sel einholen. Wie dies ausfallen würde, konnte angesichts der 
Entscheidungen dieses Gerichts in der Vorfrage der Inhaftnahme 
nicht zweifelhaft sein. Und in der Tat äusserte es sich in Ab- 
weichung von der Ansicht des Kassationshofes dahin, die Aus- 
lieferung sei nicht zu gewähren. 

Die Lage der Regierung war schwierig. Ein solches Hin 
und Her der Entscheidungen bis zum höchsten Gericht hinauf in 
einer das allgemeine Interesse und die Parteinahme herausfordern- 
den Frage, der bald entrüstete, bald beifällige Ton in der Presse, 
dann wieder die Rücksicht auf den mächtigen Nachbarstaat, den 
man durch frühere Abweisungen missgestimmt wusste — man stiess 
hüben oder drüben an, wie man sich auch entschliessen mochte. 
Da zog die französische Regierung ihr Auslieferungsgesuch zurück. 
Möglich, dass sie den Nachbarstaat aus seiner schwierigen Lage 
befreien wollte. Jedenfalls behielt sie sich im Prinzip alle Rechte 
aus ihrem Auslieferungsvertrag mit Belgien vor. 

§ 4. Belgische Attentatsklausel. 

Damit fand der Fall der beiden Jacquin seine Erledigung, 
aber die Frage, die ihm zu Grunde lag, war unentschieden. War 
der Königsmord ein politisches Verbrechen oder nicht? Man 
musste sich entschliessen, eine Antwort zu suchen. Die Verhält- 
nisse in dem neuen Kaiserreich jenseits der Ardennen waren un- 
sicher genug; ein Attentat folgte dem anderen; und woher nahm 
man die Gewissheit, dass man nicht morgen vor derselben Frage 
stehen werde, die heute ungelöst blieb? Hinzukam, dass Napo- 
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leon seinen Einfluss aufbot, um in Zukunft bei den Auslieferungs- 
gesuchen nicht auf Schwierigkeiten zu stossen, wenn man dies auch 
nicht überschätzen darf. Die bestimmten Erklärungen des da- 
maligen belgischen Ministeriums, man verfahre bei den Versuchen 
zur Regelung der Frage durchaus spontan, sind durch spätere 
Veröffentlichungen widerlegt; aber war das Ergebnis dieser Ver- 
suche, die belgische Attentatsklausel, ein aus Paris diktiertes, den 
eigenen Anschauungen nicht entsprechendes Gesetz, warum behielt 
man es dann 1868 und 1874 bei der Revision der Auslieferungs- 
gesetzgebung unverändert bei? Sicherlich empfand man in Belgien 
selbst die Notwendigkeit, den, wie sich gezeigt hatte, haltlosen Zu- 
stand durch einen haltbaren zu ersetzen. So entstand und wurde 
nach heftigem Kampf im Parlament die merkwürdige, von dem 
Justizminister Alphonse Nothomb* entworfene Loi contenant une 
disposition additionelle ä Tarticle 6 de la loi du 1*' octobre 1833 
sur les extraditions am 22. März 1856 Gesetz. Ihr Wortlaut ist 
folgender ^) : 

„Article unique. Le paragraphe suivant est ajoutö ä l'art. 6 
„de la loi du 1«' octobre 1833: 

„Ne sera pas repute delit politique, ni fait con- 
„nexe äunsemblable delit, Tattentat contre laper- 
„sonne du chef d'un gouvernement etranger ou contre 
„Celle des membres de safamille, lorsque cetatten- 
„tat constitue le fait soit de meurtre, soit d'assas- 
„sinat, soit d'empoisonnement." 
Das ist die Attentatsklausel. 

Was die Neuerung sollte, ergibt sich aus einer Stelle des Be- 
richtes, mit dem das Gesetz den Kammern vorgelegt wurde 2): 

„Der Königsmord soll nunmehr, wie alle wünschen, in Bel- 
gien unbestritten wie ein Menschenmord ^) angesehen werden. 
Das Leben des fremden Herrschers soll so gut wie das Leben jedes 
Fremden ohne Ansehen der Person geschützt werden, nicht mehr, 
nicht weniger. Mehr tun, hiesse den Königsmord durch ein kläg- 



1) Das Gesetz findet sich oft abgedruckt: z. B. Billot p. 116 und 425; 
V. Mabtitz, Rechtshilfe II S. 772 ; Calvo II p. 586 u. p. 499, 500. Lammasch, 
Auslieferungspflicht S. 309 u. a. schreiben nicht korrekt: d'un membre statt 
des membres« 

2) Die folgende Uebersetzung beruht auf Billot p. 116, den Calvo II 
p. 586 abdruckt. 

3) rögicide — homicide. 
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liches Vorrecht zum politischen Verbrechen erheben und zuge- 
stehen, was niemand will: die politische Auslieferung. Weniger 
tun, heisst den fremden Fürsten vom gemeinen Recht ausschlies- 
sen und eine Ungerechtigkeit gutheissen." 

§ 5. Fehlen einer Weiterbildung des Elausellnhalts. 

Dieser Gedanke der Attentatsklausel, reaktionär gegenüber 
der Revolution, hat einen Siegeszug durch die zivilisierte Welt 
angetreten. In der Theorie ist er teils rückhaltlos beifällig auf- 
genommen, teils für nicht weitgehend genug erklärt, teils prinzipiell 
verworfen worden. Die Praxis hat im wesentlichen den Charakter, 
wie er ursprünglich war, festgehalten ; soweit die Klausel rezipiert 
ist, steUt sie sich auch heute noch als die Attentatsklausel dar, 
wie sie das belgische Recht geschaffen hat. So bietet ihre Ge- 
schichte nicht das Bild einer Entwicklung, und zwar gilt das für 
alle Länder ^). Wohl hat sie nicht allenthalben dieselbe Form, 
wohl lassen sich Gruppen sondern und nach ihnen die Verträge 
abteilen, aber von einer Entwicklung ihres Gedankens, einer Fort- 
bildung ihres Inhalts ist keine Rede. Der Typus ist geblieben 
vom ersten Erscheinen bis zum letzten Vorkommen. Es dürfte 
kaum richtig sein, daraus eine besondere Wertschätzung herzu- 
leiten. Eher schon sind die Gründe in der Trägheit des inter- 
nationalen Verkehrs zu suchen, wo man einfach kopiert, was man 
vorfindet, solange nicht besondere Umstände zu einer Aenderuug 
oder Neuerung zwingen. Und das trifft vor allem die Behandlung 
politischer Fragen. Schon im nationalen Strafrecht hält man die 
Definitionen und Strafdrohungen der politischen Verbrechen bei, 
nachdem die „unausgesetzte Verbesserung der Stellung des Ver- 
brechers" 2) bei den gemeinen Delikten längst zu ihrem Recht ge- 



1) Vielleicht müssen die Niederlande ausgenommen werden. Die Wen- 
dung ins Positive, die der Attentatsklausel gesetzlich und vertraglich gegeben 
worden ist, enthält etwas neues, der belgischen Fassung unbekanntes. Yergl. 
VON Mabtitz, Rechtshilfe II S. 444 fg. Albärio Rolin XIX p. 566. Siehe 
den Art. 2 des niederländischen Auslieferungsgesetzes vom 6. April 1875 (ab- 
gedruckt V. Martitz, eb. S. 781), wonach vreemdelingen nur wegen der im 
Gesetz aufgezählten Verbrechen ausgeliefert werden, und wo an erster Stelle 
der ,aanslag, ondemommen met het oogmerk om den koning . . . van het 
leven of de vrijheid te berooven of tot regeeren ongeschikt te maken' figu- 
riert. Vergl. die Arbeit von Habbobd. 

2) Pfbnningbb S. 21. 
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kommen ist. Das erweist unser Reichsstrafgesetzbuch von 1871, 
das in seinen Bestimmungen über politische Verbrechen auf der 
Grundlage des preussischen Strafgesetzbuches von 1851 ruht. Und 
dieses muss sich seinerseits bei einer Vergleichung mit dem franz. 
Code penal von 1810 aus solchen Gesichtspunkten den Vorwurf 
eines „polizeilich kleinlichen Charakters" ^) gefallen lassen. Po- 
tenziert findet sich dies konservative Festhalten an der einmal ge- 
gebenen Regelung politischer Fragen im internationalen Verkehr, 
wo die Stimmung und Gesinnung des Vertragsgegners zugleich in 
Rücksicht zu ziehen ist. So sind die heutigen Rechtshilfebeziehungen 
zwischen Preussen und Russland wesentlich die gleichen wie zur 
Zeit der heiligen Allianz. 

§ 6. Programm der Abhandlung. 

Es wird die Aufgabe der folgenden Abhandlung sein, die Re- 
zeption der Attentatsklausel in dem deutschen Auslieferungsrecht 
zu erörtern. Zunächst ergibt sich eine historische üebersicht der- 
jenigen deutschen Verträge, die sich der Neuerung angeschlossen 
haben. Daran wird sich auf Grund des gewonnenen Materials 
eine dogmatische Besprechung ihres Wesens, wiederum für das 
deutsche Recht, anschliessen. 



1) Pfbnningbb S. 17. Auch v. Bau, Geschichte des Strafrechts S. 185 
spricht in dieser Beziehung von „kleinlicher Aengstlichkeit*. 
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Historischer Teil, 

§ 7. Ordnung des historischen Teils. 

In Deutschland findet sich die Attentatsklausel in Verträgen 
aus den Jahren 1858 bis 1880. Der Versuch einer Abstufung 
dieses kurzen Zeitraumes nach Entwicklungsphasen müsste scheitern, 
da die Verträge keine Entwicklung ihres Gedankens gebracht haben. 
Eine andere Frage wäre es, ob sich nicht eine systematische Grup- 
pierung der betreffenden Vertragsbestimmungen vornehmen Hesse ; 
eine historische Gliederung ist nicht möglich. 

Im folgenden sollen drei Perioden gebildet werden. Die erste 
Periode wird umfassen die Zeit von 

1832 bis 1858, 
die zweite die Jahre von 

1858 bis 1880, 
und die letzte von 

1880 bis auf die Gegenwart. 

Die Periode von 1858 bis 1880 soll in zwei Abschnitte zer- 
fallen, von denen der eine den Zeitraum bis zur Aufrichtung des 
Deutschen Reiches, der zweite die Jahre der Reichszeit behandelt. 
Für diese Unterteilung ist nicht ein innerer Wandel der Attentats- 
klausel massgebend, sondern ein Wechsel in ihrer Wirkung, ein 
Wendepunkt in der deutschen Geschichte der verbrecherischen 
Strömungen, deren Wehr sie darstellt. Das Wehr wird erhöht 
und verlängert, aber es wird nicht umgebaut; die äusseren Faktoren 
finden ihren Reflex in der Richtung der Aufnahme der Attentats- 
klausel als solcher, nicht in der Richtung ihrer Aufnahme in ge- 
änderter, neuer Form. 

1. Periode 1832—1868. 

§ 8. Ausgangspunkt in den 1830er Jahren. 

Der Grund, weshalb von der Zeit, in der es noch keine Atten- 
tatsklausel gab, gesprochen werden muss, ist der, dass der Boden 
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und die Rechtsanscliauungen zu suchen sind, in welchen der neue 
Gedanke Wurzel und Aufnahme finden konnte. Wie immer man 
die Attentatsklausel an sich auffassen mag, dass sie im Zusammen- 
hang mit der Regelung der Auslieferung wegen politischer Delikte 
steht, wird nicht bestritten. Und so fragt es sich : Wie behandelte 
man in Deutschland in den Jahren vor 1858 die Auslieferung 
politischer Verbrecher ? Insbesondere, wie stellte man sich zu den 
Regiciden? Gab es nicht vor 1858 schon den Gedanken, den die 
belgische Attentatsklausel enthielt, im deutschen Auslieferungs- 
recht? Weiter als in die dreissiger Jahre des vorigen Jahrhunderts 
braucht nicht zurückgegangen zu werden, findet sich doch 1833 
in Belgien zum ersten Male überhaupt in gesetzlicher Form das 
Prinzip der Nichtauslieferung politischer Verbrecher ausgesprochen. 
Aber wann kam dieser Gedanke nach Deutschland über die Grenze 
und fand hier seinen positivrechtlichen Ausdruck? 

§ 9. Bandesbeschluss von 1832. 

Die französische Julirevolution von 1830 hatte den Zündstoff 
weit über Prankreichs Grenzen hinaus aufflammen lassen. In Nord- 
deutschland war es zu erheblichen Aufständen gekommen, und 
allerwärts schwelte es unter der leichten Deckschicht. Da erging 
in Preussen, wie in den andern Staaten, unter dem 26. September 
1832 das „Publikations -Patent, die Beschlüsse der deutschen 
Bundesversammlung vom 5. Juli 1832 über die Massregeln zur 
Aufrechterhaltung der gesetzlichen Ruhe und Ordnung in Deutsch- 
land betreffend". Hier heisst es in No. 8^): 

„Die Bundesregierungen machen sich verbindlich, diejenigen, 
„welche in einem Bundesstaate politische Vergehen oder Ver- 
„brechen begangen, und sich, um der Strafe zu entgehen, in 
„andere Bundeslande geflüchtet haben, auf erfolgende Requisition, 
„insofern es nicht eigene Untertanen sind, ohne Anstand aus- 
„zuliefern." 
Der Bundesbeschluss war erlassen „in Erwägung der gegen- 
wärtigen Zeitverhältnisse und für die Dauer derselben", und wie 
eine Entschuldigung klingt es, wenn am Ende des preussischen 
Patents gesagt wird, „die beklagenswerten Erscheinungen", die zu 
solchen Bestimmungen die Veranlassung seien, hätten sich zwar 



1) Preuss. Gesetz Sammlung 1832 S. 218; v. Rohbschbid S. 128. 
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in Preussen nicht gezeigt, aber Preussen sei MitgKed des deutschen 
Bundes, und so müssten dessen Beschlüsse auch hier zur Nach- 
achtung bekannt gegeben werden. Doch würde der Schluss ver- 
fehlt sein, wollte man annehmen, in Preussen habe man den Be- 
schluss inhaltlich nicht gebilligt. Es lag nach den tatsächlichen 
Verhältnissen in Preussen kein Grund zu einer solchen Kund- 
gebung vor, und der Beschluss bezeichnete sich selbst als transi- 
torisch. Da mochte man ihn für überflüssig halten. Wäre man 
der Meinung gewesen, derartige Bestimmungen entsprächen der 
Zeit nicht mehr, so hätte man vier Jahre später, als Belgien längst 
den Mut gehabt hatte, einer jungen Ueberzeugung gesetzliche Un- 
umstösslichkeit zu geben, sich nicht nur gegen den Bundesbeschluss 
vom 18. August 1836 gesträubt, geschweige denn, dass man aus- 
drücklich die Geltung nicht allein für die zum Bunde gehörenden 
Landesteile, sondern auch für alle übrigen verfügte. Noch im 
Jahre 1845 erging eine analoge Bestimmung in der Verordnung 
vom 6. Dezember^), durch welche der Bundesbeschluss von 1832 
auch in Preussen und Posen Gesetzeskraft erhielt. Gewiss ist es 
richtig , dass die Pflichten der Bundesglieder gegen einander die 
sonst international üblichen Gewährungen erheblich übersteigen ^) ; 
aber andererseits ist doch wohl zu beobachten, mit welchem Miss- 
trauen man sich selbst innerhalb des Bundes begegnete. So neh- 
men die beiden Bundesbeschlüsse von 1832 und 1836 jedesmal die 
eigenen Untertanen von der Auslieferung sorgfältig aus ^). Und 
sollte nach ausdrücklicher Anordnung der Bundesbeschluss von 
1836 und späterhin der von 1832 auch für die nicht zum Bunde 
gehörenden preussischen Landesteile wirksam sein, also in jedem 
Sinne international gelten, so erweist sich die preussisch - öster- 
reichisch-russische Vereinbarung, von der gleich die Rede sein wird, 
als ein Auslieferungsvertrag mit allem internationalrechtlichen Ge- 
präge, ohne dass die Auslieferungspflicht hüben und drüben ver- 
ringert wäre. 

Mit dem Bundesbeschluss vom 5. Juli 1832 kommt zum ersten 
Male der Ausdruck ^apolitische Verbrechen** im Bundesrecht zur 



1) Preuss. Gesetzsammlung 1845 S. 831. 

2) V. Mabtitz, Verträge Württembergs S. 15; vergL Derselbe, Rechts- 
hilfe II S. 459 Note 7 a. E. Siehe auch Tittmann S. 35 fg. 

3) Dass dies eine Folge der Bestimmungen in den Verfassungsurkunden 
bezw. Strafrechten der einzelnen Staaten war, kann die Beurteilung nicht 
ändern. 
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Anwendung, Das neue Wort wurde angenommen, die neue An- 
schauung aber, die sein Schöpfer war, verworfen — einstweilen 
für die Beziehungen der Bundesstaaten unter sich. 

§ 10. Freussisch-österreichiseh-russlscher Yertrag Ton 1833. 

Aber, wie gesagt, die drei östlichen Grossmächte hielten die 
gleichen Grundsätze für anwendbar zur Regelung ihrer gegenseitigen 
Beziehungen. Russland hatte grade damals ein besonderes Interesse 
daran, und bis zum gewissen Grade waren auch die Mitkontra- 
henten Preussen und Oesterreich daran beteiligt; Russland hatte ein 
besonderes Interesse, die wechselseitigen Auslieferungsbeziehungen 
vertraglich zu regeln. Soeben war es ihm unter grossem Kraft- 
aufwand gelungen, den polnischen Aufstand niederzuwerfen. Es 
war eine Empörung gewesen, entsprungen aus Selbstgefühl und 
Leidenschaft und durchgeführt mit hinreichender Bravour, um 
Sympathieen, zumal bei den nichtbeteiligten, westlichen Nationen 
wachzurufen. Und jetzt waren die Verschwörer allenthalben zer- 
streut; die Anstifter und Leiter flüchtig. Teile des polnischen 
Heeres waren über die österreichische und preussische Grenze ge- 
treten und entwaffnet worden. Wer konnte wissen, wie bald sich 
der gleiche Vorgang wiederholen würde? Dann aber musste man 
schärfere Waffen in der Hand haben. Während für den Westen 
grade die flüchtigen Polen die Veranlassung waren, dass sich die 
Ueberzeugung von der Asylmässigkeit politischer Verbrechen ver- 
breitete und verstärkte, zog der Osten daraus die Konsequenz einer 
Vereinbarung, die zwischen Preussen und Russland am 4./ 16. Okto- 
ber 1833 ^) zustande kam. Preussischerseits wurde der Artikel V 
dieser Konvention in deutscher Sprache in dem „Publikations- 
Patent wegen der mit Oesterreich und Russland getroffenen Stipu- 
lationen hinsichtlich der Auslieferung politischer Verbrecher" vom 
15. März 1834 bekannt gemacht, wo er lautet 2): 

1) Regelmässig wird als Datum des Vertrages der 4. Januar 1834 genannt 
(so schon FoBLix 1843; Bebnard I p. 420 u. a.), doch ist dies der Tag der 
Publikation des wesentlich gleichlautenden Vertrages zwischen Oesterreich 
und Russland vom 7./ 19. September 1833. Ueber die preussisch-österreichische 
Abmachung ist nichts bekannt. 

2) Preuss. Gesetzsammlung 1834 S. 21; v. Rohescheid S. 493. Der 
französische Text findet sich bei v. Maetitz, Rechtshilfe II, S. 154 (abgedruckt 
aus V. Mabtens Recueil VIII, 187) und bei Billot p. 108 mit erheblichen 
Abweichungen; der Art. V lautet: 

„ Aucun individu qui se sera rendu coupable dans les Etats de Tune des 
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„Wer in den preussischen, österreichischen und russischen 
„Staaten sich der Verbrechen des Hochverrats, der beleidigten 
„Majestät, oder der bewaffneten Empörung schuldig gemacht, 
„oder sich in eine gegen die Sicherheit des Thrones und der 
„Regierung gerichtete Verbindung eingelassen hat, soll in dem 
„anderen der drei Staaten weder Schutz noch Zuflucht finden. 
„Die drei Höfe verbinden sich vielmehr, die unmittelbare 
„Auslieferung eines jeden, der erwähnten Verbrechen bezichtigten 
„Individuums anzuordnen, wenn dasselbe von der Regierung, 
„welcher es angehört, reklamiert wird." 
So vereinbarte man, wie es im Eingang heisst, „zu mehrerer 
Befestigung der bestehenden innigen freundschaftlichen und nach- 
barlichen Verhältnisse, und bei dem gleichen Interesse der drei 
Mächte an der Aufrechterhaltung der Ruhe und gesetzlichen Ord- 
nung in den ihrer Herrschaft unterworfenen polnischen Provinzen." 
Es ist demnach irrtümlich, dass es sich um eine Ausnahmebestim- 
mung für die polnischen Untertanen der kontrahierenden Staaten 
handle^); man mag in erster Linie an sie gedacht haben, aber 
eine Beschränkung enthält der Vertrag nicht. Er setzt voraus, 
dass es sich um Untertanen des ersuchenden Staates handelt, nicht 
aber, dass diese ihrer Nationalität nach Polen sind. 

Das preussische Pubhkationspatent gebraucht die Bezeichnung 
„politische Verbrecher" in seiner Ueberschrift; im Vertragstext 
kommt sie nicht vor. Es könnte scheinen, als habe man dadurch 
eine Einschränkung bewirken wollen und bewirkt. Die Absicht 
war anders. Der Begriff des politischen Delikts war ein recht 
vager 2) und was er umfassen sollte, war wesentlich Sache des die 
Auslieferung begehrenden Staates. Darum vermied man es, wieder- 



„parties contractantes du crime de haute trahison, de löse-majeste, de re- 
abellion k main armäe, ou qui aura conspire contre la sürete du tröne et 
„le gouvernement legitime, ne pourra trouver ni protection ni asile dans 
„les Etats de Tautre. Les deux cours s'engagent au contraire ä ordonner 
„Textradition immediate de tout individu prevenu des crimes indiquäs ei- 
„dessus, s*il ^tait reclamö par le gouvernement auquel il appartient.* 

1) So FoELix p. 591 und 593. Teichmann p. 482; Dalloz unter traite 
international No. 299; Ppbnningeb S. 24; Wbdbb S. 37; de Vignb p. 196; 
HosEus S. 1048; Habbord p. 108; Phillimobe I p. 530. Richtig Pbadieb- 
FoDJSBfi III p. 1132 n. 1. 

2) AlbSbic Rolin XVf p. 417 spricht die nicht uninteressante Vermutung 
aus , das grade dass Unbestimmte! dem Ausdruck Beifall verschaffte. Jeder 
deutete ihn nach seiner Weise und fand ihn gut. 
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um, die politischen Delikte als solche für auslieferungsfähig zu er- 
klären, und präzisierte sie auf die nach gemeinsamer Anschauung 
darunter begriffenen Verbrechen; Hochverrat, Majestätsbeleidigung, 
Empörung, Teilnahme an regierungsfeindlichen Verbindungen. Es 
war demnach nicht die Absicht, prinzipiell die Nichtauslieferung 
politischer Verbrecher festzulegen und hinsichtlich der gefährlichsten 
eine Ausnahme zu machen, sondern man wollte den abstrakten 
Ausdruck konkretisieren, möglichst lückenlos, und so dem Auslie- 
ferungsverkehr eine sichere Grundlage schaffen. In der Tat er- 
scheinen die eingesetzten Verbrechenskategorien inhaltlich so dehn- 
bar, dass das preussische Patent seine üeberschrift „politische 
Verbrecher" mit Recht für identisch mit dem hält, was der Vertrag 
selbst spezialisiert. 

Das Neue in dieser Vereinbarung war demnach nicht der 
Gedanke, dass man sich wegen Hochverrats ausliefern wollte, son- 
dern der eigenartige Versuch, sich darüber klar zu werden, was 
man unter politischen Verbrechen verstehe. Daraus aber ergibt 
sich, dass dieser Vertrag mit seiner Bestimmung, Angriffe gegen 
den Herrscher seien als Hochverrat und Majestätsbeleidigung aus- 
lieferungsmässig, kein Vorläufer der Attentatsklausel ist. Solange 
man nicht den Grundsatz angenommen hatte, dass politische Ver- 
brecher nicht ausgeliefert werden, war man nicht in der Lage, den 
Gedanken zu fassen, man wolle bei einer gewissen Kategorie eine 
Ausnahme machen. 

§ 11. Bundesbeschluss von 1836. 

Das Gleiche gilt von dem schon genannten Bundesbeschluss 
vom 18. August 1836. ' Seine Bekanntmachung erfolgte für Preus- 
sen am 28. Oktober 1836 in dem „Publikations-Patent, den in der 
16. diesjährigen Bundestagssitzung wegen der Bestrafung von Ver- 
gehen gegen den deutschen Bund und wegen Auslieferung poli- 
tischer Verbrecher auf dem deutschen Bundesgebiete, gefassten 
Beschluss betreffend" ^). Hier wird bestimmt, dass der Bund selbst 
wie ein Bundesglied Gegenstand der Delikte des Hochverrats u. s. w. 
sein könne, und dass es in solchen Fällen ebenso zu halten sei, 
als wäre das Verbrechen gegen ein Mitglied des Bundes gerichtet. 
Dann heisst es im Art. 2: 

„Die Bundesstaaten verpflichten sich gegen einander, Indi- 
„viduen, welche der Anstiftung eines gegen den Souverain oder 

1) Preuss. Gesetzsammlung 1836 S. 809; v. Bohbscheid S. 144. 
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^gegen die Existenz, Integrität, Verfassung oder Sicherheit eine» 
^anderen Bundesstaates gerichteten Unternehmens, oder einer 
„darauf abzielenden Verbindung, der Teilnahme daran, oder der 
„Begünstigung derselben bezichtigt sind, dem verletzten oder 
„bedrohten Staate auf Verlangen auszuliefern, — vorausgesetzt, 
„dass ein solches Individuum nicht entweder ein Untertan des 
„um die Auslieferung angegangenen Staates selbst, oder in dem- 
„ selben schon wegen andrer ihm zur Last fallender Verbrechen 
„zu untersuchen oder zu bestrafen ist. Sollte das Unternehmen^ 
„dessen der Auszuliefernde bezichtigt ist, gegen mehrere einzelne 
„Bundesstaaten gerichtet sein, so hat die Auslieferung an jenen 
„dieser Staaten zu geschehen, welcher darum zuerst das An- 
„ suchen stellt." 
Mit diesem Beschluss sollte das, was man vor vier Jahren 
„für die Dauer der gegenwärtigen Zeitverhältnisse" angeordnet 
hatte, dauernden Charakter erhalten. Hatte man damals den neuen 
Ausdruck „politische Verbrechen" in die Rechtssprache eingeführt, 
so vermied man ihn jetzt. Es ist dieselbe Tendenz, die sich in 
dem Abkommen der Ostmächte von 1833 findet: der Begriff des 
politischen Reats erscheint zu wenig greifbar und wird spezialisiert. 
So wies Mettemich bei den Beratungen ausdrücklich auf jene Ab- 
machung hin und bezeichnete sie als eine geeignete Grundlage für 
die Regelung der innerbundlichen Auslieferung^). Dass es sich ledig- 
lich um eine neue Formulierung für das schon geltende Prinzip: 
Politische Verbrecher liefern sich die Bundesstaaten gegenseitig 
aus, handelt, ergibt auch der Antrag Oesterreichs und Preussens 
von 1852, dessen Folge der Bundesbeschluss über die Auslieferung 
gemeiner Verbrecher von 1854 war. In diesem Antrage wird ge- 
sagt: „Durch den Bundesbeschluss vom 18. August 1836 sind die 
deutschen Bundesstaaten eine Verpflichtung zur gegenseitigen Aus- 
lieferung der Staats- oder sogenannten politischen Verbrecher ein- 
gegangen" 2). Es mangelt also wiederum an der Voraussetzung 
für den Gedanken der Attentatsklausel. 

§ 12. Kritik der bundesrechtliehen Anschauung. 

Nicht nur die Regelung der Beziehungen zwischen Russland, 
Oesterreich und Preussen, wie sie sich nach der Abmachung von 

1) V. Maetitz, Rechtshilfe II S. 162. 

2) Vergl. Beener, S. 194. üebrigens ist es charakteristisch, dass bereits 
1836 die politische, aber erst 1854 die gemeine Auslieferung bundesrechtlich 
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1833 darstellt ^), sondern auch die Beschlüsse über die innerbund- 
lichen Verhältnisse von 1832 und 1836 ^) haben manchen Tadel, 
manche Kritik erfahren. Zum Teil wohl nicht mit Recht. Es ist 
nicht zu leugnen, dass die Aufstellung des Prinzips der Nicht- 
auslieferung politischer Verbrecher, wie Belgien sie 1833 gesetz- 
lich sanktionierte, einen Fortschritt bedeutete, aber es ist auch 
nicht zu vergessen, dass der Westen in seiner politischen Entwick- 
lung weiter und somit reifer war; er hatte seine Revolutionen 
hinter sich oder stand mitten in den Stürmen, während Deutsch- 
land die Freiheitsjahre noch bevorstanden. Es wäre historisch 
kaum zu denken, dass der konservative Osten, der sich gegenüber 
dem revolutionären Westen doppelt reaktionär zeigen musste, seine 
gesamten Anschauungen über Bord werfen und Gedanken accep- 
tieren sollte, die nach seiner Meinung die Existenz des Staates 
negierten. Und es handelt sich in der Tat nicht um mehr, als das 
Festhalten am bisherigen. „Dass die russisch-preussisch- österrei- 
chischen Abmachungen .... rechtlich durchaus auf dem Boden 
des bisherigen Völkergebrauchs standen, ist nicht zu bestreiten. 
Das positive Völkerrecht, wie es in dem Europa des ancien regime 
sich festgestellt; wie es die revolutionäre Periode, soweit sie die 
Mächte zu ständigen und regelmässigen Jurisdiktionsbeziehungen 
kommen Hess, überdauert hatte ; wie es nach Beseitigung der fran- 
zösischen Diktatur auf den alten Grundlagen zu neu anerkannter 
Geltung gelangt war, fand gegen die Auslieferung flüchtig gewor- 
dener Staatsverbrecher nichts einzuwenden" ®). Innerhalb des deut- 
schen Bundes aber bestand nicht nur die historische Berechtigung, 
sondern vielleicht eine absolute Notwendigkeit, sich die politischen 



wurde. Bezüglich der Weiterbildung des Bundesbeschlusses von 1836 vergl. 
Hälsohneb II S. 728 fg. 

1) , Service rendu de gouvernement ä gouvemement pour des motifs de 
nature politique,** Rivier, Principes 1 p. 349; ,. . . ^videmment pas ä la hau- 
teur des principes de notre temps''; Dalloz unter trait4 international 1861 
no. 299; ,des exceptions souvent blam^es et critiqu^es" Teighmann p. 481. 
V. Bab, Intern. Privat- und Strafrecht S. 596 Übersieht bei seinem Einver- 
ständnis mit dem Vertrage, dass er zwar aus momentaner Zweckmässigkeit 
entstanden ist, dass er aber eine Form erhielt, deren Konsequenzen den ur- 
sprünglichen Zweck überschritten. 

2) Bebneb S. 191 sieht bezgl. des Bundesbeschlusses von 1836 , ein gewisses 
Mass der Entschuldigung ** darin^ dass es unmöglich sei, das Bundesband „als 
ein bloss völkerrechtliches aufzufassen*. 

3) V. Mabtitz, Rechtshilfe II S. 154, vergl. Bosch p. 185. 

Mettgenberg, Attentatsklansel. 2 
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und grade die politischen Verbrecher auszuliefern ^). Wenn auch 
der Bund sich als ein völkerrechtlicher Verein darstellt ^), er war 
ein Verein, der aus gleichen Interessen hervorgegangen war und 
gemeinsame Interessen zu wahren hatte. ,,Dans les Etats formant 
une confederation, Textradition appliqu^e aux criminels politiques 
serait licite. Les liens intimes qui unissent les membres d'une 
pareille confederation necessitent presque une punition severe de 
toutes les attaques qui dirigees contre Tun d'eux, mettent en meme 
temps en peril la Constitution federale " ^). 

§ 13. Becht8hilfebeziehüngen der deutsehen Staaten mit 

dem Westen. 

Nicht gegen die Auslieferung politischer DeUnquenten inner- 
halb des Bundes, wohl aber Russland gegenüber, lässt sich eins 
anführen, was die Beurteilung beeinflussen muss. Wenn man näm- 
lich die Beziehungen Preussens in der Auslieferungsfrage mit dem 



1) Vergl. die Ausfahrung von R. v. Mohl, S. 756 fg.; PöZL, S. 504; Doll- 
MANN S. 514; ebenso v. Bar, Intern. Privat- und Strafrecht S. 494; idem 
Lehrbuch § 75; Beatjchet p. 197. Anderer Ansicht für die deutschen Bundes- 
staaten Tittmann S. 37 und 27; allgemein ohne nähere Begründung Pfen- 
ninger S. 63, wiederholt S. 71 in These b3: »Es ist unrichtig, dass nach 
dem Wesen des Bundesstaats und in weiterer Folgerung nach dem Wesen 
engerer Staaten und Verbindungen die gegenseitige Auslieferung für politische 
Verbrechen notwendig sei.* Vergl. aber dagegen Schauberg, Das interkanto- 
nale Straf recht der Schweiz 1869, in der Zeitschrift für schweizerisches Recht 
XVI S. 107 fg., wo er die Bestimmung des Art. 67 der Bundesverfassung der 
Schweiz vom 29. Mai 1874, nach der die Auslieferung politischer Verbrecher 
von Kanton zu Kanton nicht obligatorisch ist, kritisiert. Siehe im gleichen 
Sinne Weder S. 35 und 78, und wohl auf ihm fussend Bader S. 186 fg., die 
zwischen einst und jetzt scheiden, und eine solche Bestimmung für die heu- 
tigen Verhältnisse der Schweiz verwerfen. Vergl. v. Martitz, Rechtshilfe II 
S. 160. 

In der Verfassung der Ver. Staaten von Amerika von 1787 lautet Art. IV 
sect. 2: A person charged in any state with treason, felony or other crime, 
who shall flee from justice and be found in another state, shall on demand 
of executive authority of the state from which he fled, be delivered up to be 
removed to the state having Jurisdiction of the same. Vergl. hierzu John 
Basset Moore, A treatise on extradition and interstate rendition, 2 vols. 
Boston and London 1891, dessen ganzer 2. Band der interstate rendition an- 
gehört. Siehe auch v. Martitz, Rechtshilfe II S. 159, Bulmeringq, Aus- 
lieferungsverträge in V. HOLTZENDORPF S. 200, und Bernard I p. 302 fg. 

2) Vergl. Laband I S. 7. 

3) Teiohmann p. 482. 
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Westen heranzieht, so findet man hier die Annahme der neuen 
Gedanken. 1836 mit Belgien, 1845 mit Frankreich, 1850 mit den 
Niederlanden kamen Auslieferungsverträge zustande, in welchen 
die politischen Delikte ausdrücklich für nicht auslieferungsmässig 
erklärt werden. Das Gleiche ist der Fall in Badens Verträgen 
mit Belgien und Frankreich von 1844; in den Verträgen Bayerns 
mit denselben Staaten von 1846, und Württembergs von 1853. 
Nach Westen hin hatte man sich in Deutschland demnach den 
neuen Anschauungen anpassen müssen, wollte man überhaupt 
Rechtshilfebeziehungen unterhalten ; auch Preussen. Und erst aus 
der Vergleichung lässt sich der Tadel für das Aufrechterhalten 
der Bechtshilferegelung mit Bussland ^) als eine rückständige, un- 
zeitgemässe rechtfertigen ^). Ihre Erklärung findet sie in der po- 
litischen Vergangenheit beider Kontrahenten, in den bestehenden 
Traditionen und dem Gefühl der Solidarität des Legitimen gegen- 
über den Ergebnissen der Revolution. Es wird sich Gelegenheit 
finden, diesen Gedanken fünfzig Jahre später wieder aufzunehmen, 
wie er denn auch heute noch nicht abgetan ist ^). 

2. Periode. Die Zeit der Attentatsklausel. 
1. Abschnitt. Die Jahre vor der Reichszeit 1858—1870. 

§ 14. Sachsen- Weimar-Frankreich ; Vertrag von 1858. 
So bildeten sich in den Beziehungen der deutschen Staaten 
zu den Westmächten die Grundlagen heraus, auf denen die Atten- 
tatsklausel ruhen konnte. Hatte man die Ausnahme, dass poli- 
tische Verbrecher nicht ausgeliefert werden sollten, von Belgien 
angenommen, so stand nichts im Wege, auch die zweite Ausnahme 
zu rezipieren, dass Königsmörder dennoch ausgeliefert werden 
sollten*). Und so findet sich die Attentatsklausel bereits zwei 



1) und vielleicM trotz grösserer Verwandtschaft auch mit Oesterreich. 

2) Dass einmal der Zeitpunkt kommen wird, von dem Bebneb S. 192 
spricht, wo die politischen Anschauungen auf ein Gleichheitszeichen gebracht 
werden können, und sich unbedenklich Auslieferung zugestehen lässt, ist mög- 
lich, aber nicht wahrscheinlich. Die Bedingungen, die v. Mabtens, Völker- 
recht n S. 428 für die Auslieferung politischer Verbrecher aufstellt, sind heute 
nicht erf&Ut. 

3) Vergl. die eigenartige Ausführung von Graf L. Kamabo wsia «Des 
causes politiques de guerre dans TEurope moderne* 1888. B.D. J. XX p. 148 f. 

4) Dass Preussen 1835 Babdou, der an dem Attentat Fiesohi's g^en 
Loms Philippe beteiligt war, an Frankreich auslieferte, beweist nichts für 

2* 
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Jahre nach ihrem Entstehen in einem deutschen Auslieferungs- 
vertrag. Am 7. August 1858 kam zwischen Sachsen -Weimar 
und Frankreich ein Vertrag zustande, dessen Art. 8 lautet^): 
„L'extradition ne^pourra avoir „Die Auslieferung kann nur 



„lieu que pour la poursuite et 
„la punition des crimes com- 
„muns. H est expressement sti- 
„pul6 que le prevenu ou le con- 
,,damne dont l'extradition aura 
„6te accorde ne pourra etre, 
„dans aucun cas, poursuivi ou 
„puni pour aucun crime ou de- 
„lit politique ant^rieur ä l'ex- 
„tradition. 



„Ne sera pas repute crime 
„politique, ni fait connexe ä un 
„semblable crime, l'attentat 
„contre la personne du chef 
„d'un gouvernement ^tranger ou 
„contre celle d'un des membres 
„de sa famille, lorsque cet at- 
„tentat constituera le fait, 
„soit de meurtre, soit d'assassi- 
„nat, soit d'empoisonnement" ^). 



wegen der gerichtlichen Verfol- 
gung und Bestrafung gemeiner 
Verbrecher stattfinden. Es wird 
hiermit ausdrücklich bestimmt, 
dass der Angeklagte oder Ver- 
urteiltCj dessen Auslieferung zu- 
gestanden worden, in keinemPalle 
wegen irgend eines der Ausliefe- 
rung vorausgegangenen politi- 
schen Verbrechens oder Ver- 
gehens gerichtlich verfolgt oder 
bestraft werden kann. 

„Als politisches Verbrechen 
oder mit diesem konnex ist nicht 
zu betrachten ein Angriff auf 
die Person des Oberhauptes einer 
auswärtigen Regierung oder auf 
die Person eines Gliedes seiner 
Familie, dafem dieser Angriff 
den Tatbestand des Mordes oder 
Meuchelmordes oder Giftmordes 
in sich schliesst." 



die Beurteilung dieses Verbrechens als politisch oder nichtpolitisch, weil Preus- 
sen 1836 zum erstenmal das politische Asyl vertragHch anerkannte. Dass 
auch Asylstaaten Auslieferung politischer Verbrecher zu erwirken suchten, hat 
sich viel später nicht selten wiederholt. Vergl. Beauchet p. 237; Hoseus 
S. 1050. 

1) Reg.Bl. d. Grossherzogt. Sachsen-Weimar-Eisenach 1858 S. 315. Franz. 
Text: Hetzee S. 234 und mit den gleichen sprachlichen Fehlem Gbosoh 
S. 412; FiOBE, 2*partie p. 904. Deutsch. Text: Olshausen S. 189. 

Der Vertrag steht noch in Kraft, d. h. er ist durch Art. 18 der zum Frank- 
furter Friedensvertrag abgeschlossenen Zusatzkonvention v. 11. Dezember 1871 
(D. ReichsgesetzbL 1872 S. 7; deutsche Auslieferungsverträge S. 129) wieder 
aufgelebt. 

2) Die Abweichungen in der Fassung der Attentatsklausel von dem bel- 
gischen Originalgesetz vom 22. März 1856 sind hier und in den folgenden 
Verträgen durch gesperrten Druck kenntlich gemacht. 
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An der Fassung der Klausel fällt die korrekte Einsetzung 
crime politique an die Stelle von delit politique auf. Korrekt ist 
die Aenderung, weil der Vertrag nur crimes, Verbrechen, als aus- 
lieferungsmässig bezeichnet. Im Artikel 1 wird gesagt, dass alle 
Flüchtigen, deren Tat unter die „crimes enumeres ci-apr^s" fal- 
len, ausgeliefert werden sollen, und entsprechend heisst es im 
Art. 2, der diese Straftaten aufzählt, bei denen, welche auch ein 
delit, Vergehen, darstellen können, sie gälten dann nicht als aus- 
lief erungsmässig, wenn die Umstände fehlen „qui leur donnent le 
caract^re de crime". Andrerseits hat jedoch das belgische Ori- 
ginal den Ausdrück delit politique untechnisch gebraucht^), denn 
meurtre, assassinat, empoissonnement sind technisch stets crimes. 
Die Aenderung ist demnach einer pedantischen Genauigkeit zu- 
zuschreiben, die einen weiteren Sinn nicht hat. So hatte Frank- 
reich in seiner Musterfassung, die es in der Auslieferungskonven- 
tion mit Belgien am 22. September 1856 festlegte, die Form des 
damals ein halbes Jahr alten Originals delit politique anstandslos 
beibehalten. Sonderbar genug nimmt sich der hier befolgten 
Strenge gegenüber die gedankenlose Anführung von crime ou de- 
lit politique im ersten Absatz aus. Wenn nur wegen crimes aus- 
geliefert wird, weshalb dann statuieren, ein delit poKtique falle 
nicht darunter! Bedeutungslos sind gleichfalls die sprachlichen 
Aenderungen des vorliegenden Vertrags gegenüber dem Original. 
Ein sachlicher Wert kommt ihnen nicht zu. 

Interesse dagegen verdient die Aufnahme des fait connexe ä 
un semblable crime in den zweiten Absatz. Man machte keine 
Abweichung von der ursprüngUchen Fassung, sondern behielt sie 
auffallenderweise bei. Dadurch ist eine Inkongruenz der beiden 
miteinander in nahem Zusammenhang stehenden Absätze entstan- 
den. Während es im ersten einfach crime ou delit politique heisst, 
kommt im zweiten das fait connexe hinzu. Es läge danach die 
Folgerung nahe, dass die nach Abs. 1 möglichen faits connexes 
auslieferungsfähig sein sollen, da sie hier im Gegensatz zum Abs. 2 
nicht erwähnt sind. Sie wären absichtlich übergangen, und das 
Schweigen bedeutete die Verpflichtung zur Auslieferung, wenn und 
soweit sie unter die Nomenklatur der Auslieferungsdelikte fallen. 
Sichtiger scheint eine Erklärung aus historischen Gesichtspunkten 
zu sein. Das Prinzip der Nichtauslieferung politischer Verbrecher 
war seit mehr als zwanzig Jahren gesetzlich anerkannt und inter- 

1) Vergl. ALBifiBic Rolin XVI pag. 260 und Pbins, Science pönale p. 89. 
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nationalrechtlich nach und nach angenommen worden. Man konnte 
wohl des Glaubens sein, man brauche dieses Prinzip nicht ängst- 
lich zu verklausulieren, um unangenehmen Ansinnen zu entgehen ; 
man konnte annehmen, die kurze aber dehnbare Passung aucun 
crime ou d^lit politique sei nach den allgemeinen Anschauungen 
nicht geeignet, Konsequenzen heraufzubeschwören, die man nicht 
wolle. Anders stand es mit der Attentatsklausel. Sie kannte 
man erst zwei Jahre ; sie war unerprobt, und wenn einmal, schien 
es ratsam, sie wörtlich zu übernehmen. So kamen die faits con- 
nexes in den Vertrag hinein. Es wäre also zu interpretieren, dass 
der Ausdruck aucun crime politique gleichwertig sei mit crime 
politique ou fait connexe ä un semblable crime, so dass die ma- 
terielle Kongruenz beider Bestimmungen, der Regel und der Aus- 
nahme, wieder hergestellt wäre. Wollte man das nicht gelten 
lassen, so bliebe es trotz der sich häufig ergebenden Ungenauig- 
keiten merkwürdig, dass die Attentatsklausel den Königsmord als 
fait connexe für auslieferungsmässig erklärt, während er in diesem 
Falle ohnehin der Regel nach der Auslieferung unterläge. Frei- 
lich bleibt die Auskunft unsicher; da aber die Frage für unsem 
Gegenstand nur sekundäre Bedeutung beanspruchen kann, so mag 
es genügen, auf sie hingewiesen zu haben ^). 

Die deutsche Uebersetzung von attentat contre la personne 
du chef d'un gouvernement etranger durch „Angriff auf die Per- 
son des Oberhauptes einer auswärtigen Regierung" bezeichnet VON 
Martitz als wenig glückhch ^). Der Bemerkung liegt die Origi- 
nalfassung des Gesetzes zu Grunde ^), die auch hier in Frage steht. 
In formal-sprachhcher Beziehung ist der Vorwurf nicht verständ- 
lich ; formal muss der deutsche Text dem französischen d'un gou- 
vernement etranger „einer auswärtigen Regierung* nachschreiben. 
Eine andere Frage ist, ob nicht sachliche Bedenken zu erheben 
wären *). 

Dagegen ist die Wiedergabe des Wortes constituer durch „in 
sich schliessen " anfechtbar. Während constituer den Sinn hat : das 
Tatsächliche erfüllen , die Verbrechensmerkmale verwirklichen, 
würde der deutsche Ausdruck In-sich-schliessen die Möglichkeit 
enthalten, dass der Angriff auf einen Herrscher ausser Mord, 



1) Vergl. z.B. Beauchet p. 211 no. 375 und unten S. 38 Anm. 3. 

2) Rechtshilfe U S. 460 N. 14. 

3) Nämlich in dem deutsch-belgischen Vertrag von 1874. 

4) Darüber siehe unten § 72. 
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Meuchelmord, Giftmord andere Delikte umfasste, die dann eben- 
falls auslieferungsmässig wären. Das ist weitergehend. Man nehme 
den Fall, dass jemand aus politischem Motiv zu politischem Zweck 
einen Herrscher in einer Weise zu töten versucht, die ihn zu- 
gleich verächtlich und lächerlich macht. Nach dem französischen 
Text wird er nur wegen des Tötungsversuchs ausgeliefert; nach 
dem deutschen auch wegen der Beleidigung. Denn hier wäre der 
Angriff nicht nur, soweit er den Tod will, auslieferungsmässig, 
sondern ein solcher Angriff, der zugleich unter andere strafrecht- 
liche Gesichtspunkte fällt, würde wegen sämtlicher Qualifizierungen 
auslieferungsfahig sein. Das würde praktische Folgen nach sich 
ziehen können, namentlich hinsichtlich des Strafmasses, da das 
ideell konkurrierende Delikt als strafschärfendes Moment Verwer- 
tung finden würde. Jedoch ist eine solche Interpretation auf 
Grund der ungeschickten Uebersetzung nicht zulässig. Es muss 
im Auslieferungsrecht mit dem Grundsatze der Reziprozität ge- 
rechnet werden, soweit nicht Ausnahmen offensichtKch gewollt sind. 
Zu dieser Annahme liegt hier keine Veranlassung vor, um so we- 
niger, als man den französischen Text als das massgebende Ori- 
ginal anzusehen gewöhnt war, und der deutsche keinen anderen 
Wert hatte als den einer amtlichen uebersetzung ^). Richtig wäre 
es gewesen, constituer mit „darstellen" oder „bilden*' wiederzu- 
geben, wie es in den andern Verträgen geschehen ist ^). 

Verfehlt ist die üebertragung von meurtre, assassinat, em- 
poisonnement durch „Mord, Meuchelmord, Giftmord". Das fran- 
zösische Recht versteht unter meurtre „l'homicide commis volon- 
tairement** ^), also das Verbrechen, welches unser deutsches Reichs- 
strafrecht als Totschlag bezeichnet*). Diese Identifizierung ist 
zulässig, weil zwar nach französischem Recht üeberlegung oder 
Hinterhalt^), guet-apens, genügt, um Totschlag zu Mord zu ma- 
chen, weil aber nach französischer Rechtsanschauung und der 
ständigen Praxis der guet-apens als eine besondere Art der pre- 
meditation angesehen wird, so dass er nicht neben, sondern unter 

1) Ob sich der deutsche Text nicht ausdrücklich als Uebersetzung be- 
zeichnet, ist mir nicht bekannt. 

2) „Darstellen* im Vertrage Bayern - Frankreich von 1869; .bilden" in 
sämtlichen ßeichsverträgen. 

3) Art. 295 des Code pönal fran9ais vom 22. Februar 1810. 

4) § 212 des Strafgesetzbuchs von 1871. 

5) Johann Gramer in seiner Ausgabe der Ginq Codes (10. Aufl. der deut- 
schen Abteilung. Crefeld 1843) übersetzt „Auflauem«. 
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die premeditation zu stellen ist ^). Meurtre ist demnach gleich 
dem Totschlag unseres heutigen deutschen Rechts» Dieser Begriff 
ist im deutschen Text durch „Mord" wiedergegeben worden. Das 
Strafgesetzbuch für Sachsen- Weimar-Eisenach von 1850 ^) be- 
stimmt in seinem Art. 119: „Wer die Tötung eines Menschen in- 
folge eines mit Vorbedacht oder mit üeberlegung gefassten Ent- 
schlusses ausgeführt hat, ist als Mörder . . . .^) zu bestrafen." Es 
liegt auf der Hand, dass sich der Begriff des meurtre und der 
hier definierte „Mord" nicht decken. Das sächsische Strafrecht 
kennt sehr wohl den Totschlag. Es heisst im Art. 123: „Wer 
ohne Vorbedacht und üeberlegung, in leidenschaftlicher Aufwal- 
lung eine Tötung verübt, wird .... bestraft". Dieser Totschlags- 
begriff steht dem meurtre nicht so fern, dass das Vorhandensein 
der Reziprozität zu leugnen wäre. Das zweite Tötungsverbrechen 
assassinat ist durch „Meuchelmord" übersetzt worden. Assassinat 
ist „tout meurtre commis avec premeditation ou de guet-apens" ^). 
Ein Begriff Meuchelmord ist dem Strafgesetzbuch von Sachsen- 
Weimar so gut unbekannt, wie unserem heutigen Reichsstraf recht. 
Wenn man sprachlich vermeint hat, damit den meurtre commis^ 
de guet-apens zu übertragen ^), so bliebe der wichtigere Fall der 
einfachen premeditation unberücksichtigt. Und entspräche diesem 
der bei Gelegenheit des meurtre genannte „Mord", so fiele meurtre, 
Totschlag, gänzlich aus. Das dritte Delikt empoisonnement be- 
deutet nach dem Code penal von 1810, Art. 301, „tout attentat 
ä la vie d'une personne, par l'effet de substances qui peuvent don- 
ner la mort plus ou moins promptement, de quelque mani^re quo 
ces substances aient ete employees ou administrees, et qu'elles 
qu'en aient 6te les suites". Ein Verbrechen dieser Art ist dem 
thüringischen Strafrecht wiederum ebenso unbekannt wie das in 
den deutschen Wortlaut eingestellte Delikt „Giftmord". Der Tat- 
bestand des französischen Rechts erfordert nicht, dass der Tod 



1) VergL Cabnot n. II zu art. 298: »Le guet-apens suppose övidem- 
ment la premeditation". Sikey- Gilbert zu art. 298: „Le guet-apens empörte 
toujours premeditation*. Ebenso N ypels - Servais n. 4 zu art. 394. A. M. 
Albäbio Rolin XVII p. 396. 

2) Sog. Thüringisches Strafgesetzbuch vom 20. März 1850. 

3) Als Strafe wird lebenslängliches Zuchthaus angegeben; 1856, also vor 
diesem Vertrag, ist aber die Todesstrafe wieder eingeführt worden. 

4) Art. 296 des Code pönal von 1810. 

5) Auch Seupfeet S. 195 übersetzt sonderbarerweise meurtre und assas- 
sinat mit Mord und Meuchelmord. 
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eingetreten ist^), qu'elles qu'en aient ete les suites, während jede 
Axt von Mord den Tod zur Voraussetzung hat. Das sächsische 
Strafgesetzbuch kennt kein delictum sui generis, welches dem em- 
poisonnement entspräche. Nach seinem Recht wäre empoisonne- 
ment als, Mord oder Totschlag oder als Versuch dieser Verbre- 
chen zu bestrafen^). 

Wie man sieht, ist die deutsche Fassung mangelhaft redi- 
giert. Es sind nicht die entsprechenden Delikte eingesetzt; es 
sind sogar Begriffe verwertet worden, die dem thüringischen Straf- 
recht gänzlich fremd sind. Man hätte sich an der klaren Sprache 
des französischen Textes, der durch Einstellung der Begriffe 
meurtre, assassinat, empoisonnement auf die Art. 295, 296, 310 
seines Code penal verweist, ein Muster nehmen und durch An- 
führung von Totschlag und Mord auf die Begriffe des eigenen 
Strafgesetzbuches hinweisen sollen. Jetzt hat die Interpretation 
das Massgebende festzustellen und mit dem Prinzip des Sich-in- 
gleichem-Masse-verpflichten-woUens zu rechnen. Sie kommt dazu, 
über die deutsche amtliche Fassung als unrichtig hinwegzugehen 
und durch eigenmächtige Vergleichung der Strafrechte beider Kon- 
trahenten das Identische^) herauszuschälen und danach die Ver- 
pflichtungen hüben und drüben zu ermitteln. 

§ 15. Fünf Verträge des Jahres 1869. 

Der Vertrag Sachsen- Weimars mit Frankreich blieb länger 
als ein Jahrzehnt der einzige deutsche, der die Attentatsklausel 
enthielt. Dann kam das Jahr 1869, in dem sie in fünf Verträgen 
wiederkehrt. Von diesen wurde einer wiederum mit Frankreich, 



1) Vergl. Nypbls-Seevais n. 1 zu art. 397. 

2) Hier und bei der Besprechung der folgenden Vertaräge wird nicht be- 
rücksichtigt — um möglichst wenig obsolete Bestimmungen und Streitfr agen 
zu erörtern — ob nicht an Stelle des Königsmordes das betreffende Landes- 
recht ein besonderes Delikt wie den Hochverrat kennt. Als Regel ergibt sich, 
dass die gemeine Bestimmung für Mord, Totschlag und Vergiftung mit einem 
politischen Verbrechen an der Person des Landesherm ideell konkurriert, so 
dass die gegebenen Bemerkungen zu wiederholen wären. Unten § 65 fg. ist 
die Frage für das deutsche Reichsrecht aufgenommen. 

3) Der Ausdruck darf nicht zu eng gefasst werden; doch ist die Frage 
der Reziprozität noch wenig geklärt. Im Zweifel haben die gegenübergestellten 
Verbrechen als identisch zu gelten. Siehe auch unten § 53 Anm. 2. Vergl. 
J. Hebbaux, Etüde sur les declarations de reciprocite en mati^re d'extra- 
dition 4chang^es entre la France et les puissances etrang^res. 1893. J. D. J. 
Privö XX p. 1034 fg. 
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zwei mit Belgien und zwei mit Russland geschlossen. Auf der 
deutschen Seite finden sich nur Staaten, die nicht zum norddeut- 
schen Bunde gehörten. 

§ 16. Bayem-Bassland; Yertrag yon 1869. 

Zeitlich der erste ist der Auslieferungsvertrag vom 14./26. Fe- 
bruar 1869, der zwischen Bayern und Bussland zustande kam. 
Der im Regierungsblatt für das Königreich Bayern mit abgedruckte 
deutsche Text bezeichnet sich als üebersetzung *). Der Art. VI 
lautet: 

„ Les crimes et d^lits politiques 
„ sont exceptes de la presente con- 



„vention. 

„Quant ä, l'application de cet 
„article, il est bien entendu que 
„ne sera pas repute delit poli- 
„tique, Tattentat contre la per- 
„sonne d'un Souverain 
„etranger ou contre celle des 
„membres de sa famille, lorsque 
„cet attentat constituera un 
„fait prevu dans le no. 1 de 



„Wegen politischer Verbre- 
chen und Vergehen findet keine 
Auslieferung statt. 

Unter politischen Verbrechen 
und Vergehen, im Sinne vor- 
stehenden Artikels, sollen die 
Angriffe gemäss Art. HI Ziff. 1 
dieser Uebereinkunft , welche 
gegen die Person eines auswär- 
tigen Souverains oder gegen Mit- 
glieder seiner Familie verübt 
wurden, nicht begriffen sein." 



„l'article III." 

Die angezogene Stelle lautet in ihrem Zusammenhang: 



„. . . Die Auslieferung hat 
wegen folgender Verbrechen 
oder Vergehen statt, einschliess- 
lich der Fälle der Teilnahme 
und des Versuchs: 

„1. Jeder ungesetzliche An- 
griff, durch welchen ein Mensch 
das Leben verloren, oder eine 
schwere Verletzung an Körper 
oder Gesundheit erlitten hat;" 
Das Objekt des Attentates ist in diesem Vertrage mit un sou- 
verain etranger bezeichnet worden, eine Abweichung von dem bel- 



„. . . Textradition aura lieu 
„pour les crimes et delits sui- 
„vants, Sans exclure les cas de 
„participation et de tentative: 

„1. Tout acte illegal, qui aura 
„occasionne la mort ou une 
„grave blessure ou maladie d'un 
„homme;" 



1) Reg.Bl. f. d. Königreich Bayern 1869 S. 769. Deutsch: Hetzeb S. 277; 
Gkosoh S. 357; Olshausen S. 228. Der Vertrag ist neben dem Abkommen 
Bayem-Russland von 1885 bestehen geblieben. (Art. 4 des Abkommens); doch 
sind die Bestimmungen über politische Verbrecher modifiziert worden. 
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gischen Vorbild, die der erste internationale Vertrag mit der Atten- 
tatsklausel, der belgisch-französische, einführte. Sie ist von sämt- 
lichen Verträgen der deutschen Einzelstaaten übernommen worden, 
abgesehen von dem oben besprochenen Sachsen- Weimarer, während 
unsere Reichsverträge auf den ursprünglichen Text chef d'un gou- 
vemement etranger oder seine Uebersetzung zurückgegangen sind ^). 

Eine Besonderheit enthält die Attentatsklausel darin, dass der 
Fall der Konnexität unerwähnt geblieben ist. Aber nicht nur die 
Ausnahme übergeht ihn, auch in der Regel findet er sich nicht, 
so dass volle Kongruenz beider Bestimmungen hergestellt ist. Dar- 
aus ist die Auslieferbarkeit der faits connexes zu entnehmen. Bei 
der dynastischen Klausel brauchte somit nur der Fall für aus- 
lief erungsmässig erklärt zu werden, der an sich unter die rein 
politischen Verbrechen fiele. Ein Königsmord, der einem poli- 
tischen Delikt konnex ist, stellt sich schon nach dem ersten Absatz 
als ein auslieferungspflichtiges Reat dar. Es handelt sich also 
nicht, wie es beim ersten Blick scheinen könnte, um eine Ein- 
schränkung der Ausnahmeklausel; es handelt sich um eine Ein- 
schränkung des Prinzips der Nichtauslieferung politischer Verbrecher. 

Das ist die Tendenz, die sich nicht nur in diesem Vertrag, 
sondern durchgängig in den Konventionen Russlands nachweisen 
lässt. Ausser der genannten Einschränkung des Prinzips finden 
sich gleich hier Vermehrungen der Ausnahmen, womit man dem 
gleichen Ziele näher kommt. Die belgische Klausel hatte das Atten- 
tat definiert als meurtre, assassinat, empoisonnement. Das genügt 
nicht mehr. Als Attentat gilt tout acte illegal, qui aura occa- 
sionne la mort, une grave blessure, une grave maladie; also wider- 
rechtliche Tötung in jeder Gestalt, alle Straftaten mit tötlichem 
Ausgang, schwere Körperverletzung und schwere Gesundheitsbe- 
schädigung, und zwar auch Versuch und Teilnahme an diesen 
Delikten. Denn wenn auch Artikel VI unmittelbar auf Artikel III 
Ziffer 1 verweist, so ist doch dieser angezogenen Stelle der Sinn 
zu geben, der ihr nach ihrer Umgebung zukommt. Es ist nament- 
Hch die Einleitung zu den im Art. HI aufgezählten Delikten heran- 
zuziehen, wo es heisst: sans exclure les cas de participation et de 
tentative. Mit der Herübernahme der Ziff. 1 in die Ausnahme- 
bestimmung, muss auch ihr Zusammenhang herübergenommen wer- 
den, da er an sich mit den dortigen Voraussetzungen nicht in 
Widerspruch gerät. 

1) Die sachliche Erörterung dieser Aenderung siehe unten § 72. 
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Aus dem gleichen Grunde ist für (iwx Umfang der nach der 
Attentatsklausel ausHeferungsmässigen Tatbestände, die in Art. III 
Abs. 1 des Vertrages gegebene Beschränkung massgebend, dass 
die Straftat sich als Verbxeehen oder vorsätzliches Vergehen dar- 
stellen und nach dem Recht des ersuchenden Staates mit Gefängnis- 
strafe von mehr als einem Jahre ojJ*^r einer peinlichen oder ent- 
ehrenden Strafe bedroht sein mnss ^). Eine Handlung, die den 
Tod, schwere Körperverletzung oder schwere Gesundheitsbeschädi- 
gung verursacht hat, ist an sich nicht notwendig so schwer straf- 
fällig, dass sie mit mehr als einem Jahr Gefängnis bedroht sein 
müsste. Das bayrische Strafgesetzbuch von 1861 ^) enthält in seinem 
Artikel 233 eine allgemeine Bestimmung über den Tatbestand bei 
Tötungen, die folgendermassen lautet: „Für die Feststellung des 
Tatbestandes einer rechtswidrigen Tötung ist es unerheblich, ob 
der tötliche Erfolg der Handlung durch zeitige zweckmässige Hilfe 
hätte abgewendet werden können oder nicht, — ob die Beschädi- 
gung unmittelbar oder nur durch eine aus ihr entstandene Zwischen- 
ursache den Tod bewirkt habe, desgleichen, ob dieselbe nur infolge 
der eigentümlichen Leibesbeschaflfenheit des Beschädigten oder der 
zufälligen Umstände, unter welchen sie ihm zugefügt wurde, den 
Tod herbeigeführt habe.** Hier ist die Kausalität zwischen der 
ursächlichen Handlung und dem Todefeerfolg in demselben Mass 
strafrechtlich anerkannt, wie sie der Auslieferungsvertrag mit Russ- 
land annimmt. Für diesen ergibt sich eine nicht bestimmbare Reihe 
von Möglichkeiten, wo ein Verbrechen oder ein vorsätzliches Ver- 
gehen, das den Bedingungen der Auslief erbarkeit entspricht, als 
Ursache für den Tod eines Menschen erscheint. Denn es kommen 
nicht allein die unmittelbar auf den Tod abzielenden Handlungen 
wie Mord (Art. 228), Totschlag (229), unter Umständen Zweikampf 
(Art. 164) u. s. w. und die durch den Todeserfolg qualifizierten 
Straftaten, wie Notzucht, Brandstiftung und dergl. in Frage, son- 
dern jedes Verbrechen und schwerere Vergehen kann zur Ursache 
für den Tod eines Menschen werden und unterliegt dann der Aus- 
lieferung, auch wenn es nicht ohnehin unter den auslief erungs- 
pflichtigen Tatbeständen aufgezählt ist. Eine genaue Umgrenzung 
dieser Delikte lässt sich nicht geben. Nach dem russischen Straf- 
gesetzbuch von 1866 mit seiner unendlichen Kasuistik und geringen 



1) ,. . crime ou delit volontaire . . . qui . . . peut entrainer une peine 
de plus d'un an d'emprisonnement ou une peine afflictive ou infamante.* 

2) Vom 10. November 1861. 
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wissenschaftlichen Durchbildung ^) ist eine Umschreibung de tous 
les actes qui auront occasionn^ la mort gleichfalls nicht möglich. 
Im Artikel 1458 wird ein definitionsartiger Fall vorgesehen: „Wer 
da weiss und voraussieht, dass durch irgend welche gesetzwidrige 
Handlung, die er auszuführen beabsichtigt, eine andere Person oder 
mehrere Personen notwendig einer Gefahr ausgesetzt werden, dessen 
unerachtet aber sein Vorhaben ausführt und, obschon ohne direkte 
Absicht, eine Tötung zu begehen, irgend jemanden des Lebens 
beraubt, der unterliegt hierfür je nach Beschaffenheit und Wichtig- 
keit seiner gesetzwidrigen Handlung selbst, gleichfalls aber auch 
je nach Beschaffenheit der grösseren oder geringeren Gefahr, welche 
der Schuldige vorauszusehen nicht umhin konnte, und nach den 
sonstigen Tatumständen: der Entziehung aller Standesrechte und 
der Verweisung zu schwerer Zwangsarbeit . . . ^). Diese Straf- 
drohung setzt einen dolus eventualis der Tötung voraus, ist also 
wesentlich enger als die Auslieferungsbestimmung, für die Kausal- 
zusammenhang zwischen der Straftat und dem Tode eines Menschen 
schlechthin genügt. Ebensowenig nachweisbar sind die Fälle, in 
denen die strafbare Handlung eine schwere Körperverletzung oder 
Gesundheitsbeschädigung verursacht hat. Wiederum greift diese 
allgemeine Fassung über die Körperverletzungsbestimmungen des 
bayrischen (Art. 234 Z. 1) ^ie russischen Rechts (Art. 1477) hinaus. 
Diese selbst sind nicht so wesentlich verschieden, um nicht an sich 
den Erfordernissen der Reziprozität zu genügen *). Es fragt sich 
mithin nur, in welchem Grade Kausalität anzunehmen ist. Zur 
Beantwortung wird man sich in erster Linie an den Wortlaut des 



1) Vergl. V. LiszT- Geusen I S. 304. 

2) Auf 8—12, bezw. 12—15 Jahre. 

3) Art. 234 Z. 1 des bayrischen Strafgesetzb. „Wer ohne die Absicht zu 
töten, mit überlegtem Entschlüsse einem andern eine körperliche Misshand- 
lung oder Beschädigung an der Gesundheit rechtswidrig zufügt, soll: 

1. Wenn hierdurch der Tod des Verletzten oder ein bleibender Nachteil 
an dessen Körper oder Gesundheit verursacht oder derselbe in eine mehr als 
60 Tage dauernde Krankheit oder (gänzliche oder teilweise) Arbeitsunfähig- 
keit versetzt worden ist, . . .• 

Art. 1477 des russischen Strafgesetzb. „Wer mit Vorbedacht irgend je- 
manden schwer verstümmelt, oder sonstwie bedeutend an seiner Gesundheit 
oder an seinen körperlichen Fähigkeiten beschädigt, indem er ihn des Gesichts, 
der Sprache, des Gehörs, oder einer Hand oder eines Fusses oder der Zeugungs- 
teile beraubt, oder aber durch irgend welches Mittel in dessen Antlitze eine 
unverwischliche Entstellung hervorbringt, wird hierfür verurteilt, je nach der 
grösseren oder geringeren üeberlegtheit seines Vorsatzes . . . . " u. s. w. 
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Vertrages halten müssen, aus dem die Absicht herausspricht, den 
ursächlichen Zusammenhang in weitester Ausdehnung für die straf- 
rechtliche Beurteilung in Rücksicht zu nehmen. Besonderen Be- 
denken kann diese Auffassung nicht unterliegen, da hinsichtlich 
der Tötungen wenigstens das bayrische Landesrecht den Umkreis 
der Kausalität weit gezogen hat, und es gerechtfertigt erscheint, 
bei der dehnbaren Fassung des Vertrages den Begriff nicht enger 
zu nehmen. Wie immer aber die Auslegung sei, als politische 
Verbrechen, am Herrscher begangen, kommen nur Straftaten für 
die Auslieferung in Frage, die als gemeine Delikte auslieferungs- 
pflichtig wären. 

Die deutsche Uebersetzung ist frei, aber gut. In der Aus- 
nahmeklausel zerlegt sie das untechnische d^lit politique in „poli- 
tische Vergehen und Verbrechen." Andererseits wiederholt sie 
aber die Ungenauigkeit des französischen Textes cet article mit 
„vorstehender Artikel", während es beiderseitig dem Sinne nach 
cet alinea und „vorstehender Absatz" heissen müsste. 

§ 17. Bayern-Belgien; Vertrag von 1869. 

Gegen Ende desselben Jahres, am 17. Oktober 1869, schloss 
Bayern wiederum einen Auslieferungsvertrag, der die Attentats- 
klausel enthielt; diesmal mit Belgien*). Der Art. 8 des Ver- 
trages lautet: 

„Es wird ausdrücklich be- „II est expressement stipule 
stimmt, dass das Individuum, que Tindividu dont Textradition 



n 



„dessen Auslieferung zugestan- aura ete accordöe ne pourra 

„den wurde, in keinem Falle dans aucun cas, etre poursuivi 

„wegen irgend eines vor der ou puni pour aucun crime ou 

„Auslieferung verübten politi- delit politique anterieur ä Tex- 

„ sehen Verbrechens oder Ver- tradition ni pour aucun fait 

„gehens, einer mit einem sol- connexe ä un semblable crime 

„chen Delikte in Zusammen- ou delit, ni pour aucun des 

„hang stehenden Tat, nochwe- crimes ou delits non-prevus par 

„gen irgend eines der im gegen- la presente Convention, 
„wärtigen Vertrag nicht er- 
„ wähnten Verbrechen oder Ver- 
„ gehen in Untersuchung gezo- 
„gen oder bestraft werden kann. 



1) Bayrisches Regierangsblatt 1870 8. 105. Der Vertrag ist durch den 
Reichsvertrag mit Belgien gegenstandslos geworden. 
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„Unter politischen Delikten „Ne seront pas reputös 
„oder denselben konnexen Re- delits politiques, ni f aits 
„aten im Sinne des vorstehen- connexes au d^lit politi- 
„den Artikels sollen: Mord, que: l'assassinat, Tem- 
„Vergiftung, Totschlag, wenn poisonnement, le meurtre 
„dieselben gegen die Person commis sur la personne 
„eines auswärtigen Souverains d'un souverain etranger 
„oder gegen Mitglieder seiner ou sur une personne de 
„Familie verübt wurden, nicht sa famille.** 
„begriffen sein." 
Diese Form der Attentatsklausel weicht durchweg von der 
üblichen ab. Eine sachliche Aenderung ist aber nur durch die 
Weglassung der Worte „l'attentat . . ., lorsque cet attentat consti- 
tue le fait de ..." eingetreten. Der Begriff des attentat ist nicht 
unwesentlich für die Auslegung der Klausel, und die hier gestri- 
chene weite Bezeichnung fait d'assassinat u. s. w. gibt der Inter- 
pretation das Recht, Versuch und Teilnahme bei den dynastischen 
Verbrechen als gleichfalls auslieferungsmässig aufzufassen ^). Nicht 
verständlich ist die belgische Fassung faits connexes a u delit po- 
litique. Sprachlich richtiger müsste es heissen, entweder: delits 
politiques ni faits connexes aux delits politiques oder aber : ni faits 
connexes ä un dölit politique. Der deutsche Text hat die Inkor- 
rektheit seinerseits beseitigt. Dagegen enthält er den in der bel- 
gischen Fassung fehlenden Zusatz „im Sinne des vorstehenden 
Artikels", der ungenau Artikel statt Absatz sagt und ohne sach- 
lichen Wert ist. 

Die genannten Verbrechen „Mord, Vergiftung, Totschlag" sind 
in sinngemässer Weise den belgischen assassinat, empoisonnement, 
meurtre gegenübergestellt. Das Strafgesetzbuch für Bayern von 
1861 versteht unter Mord (Art. 228): „Wer in der Absicht, einen 
andern zu töten, mit überlegtem Entschlüsse rechtswidrig den Tod 
desselben verursacht, soll wegen Mordes . . . bestraft werden". 
Dem entspricht im belgischen Code penal von 1867 ^) die Bestim- 
mung in Art. 394: Le meurtre commis avec pr^m^ditation est 
qualifi^ assassinat. In ähnlicher Weise entsprechen sich die Tot- 
schlagsparagraphen der beiden Rechte. Der bayrische Art. 229 
umschreibt: „Wer in der Absicht einen anderen zu töten, ohne 
überlegten Entschluss, rechtswidrig den Tod desselben verursacht, 

1) Später wird darauf zurückgegriffen; siehe unten § 69. 

2) Vom 8. Juni 1867. 
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ist wegen Totschlags ... zu bestrafen"^), üebereinstmunend sagt 
der belgische Art. 393 : L'homicide commis avec intention de don- 
ner la mort est qualifi^ meurtre. Ein besonderes Vergiftungs- 
verbrechen, entsprechend dem Art. 397 des Code penal beige: 
Est qualifi^ empoisonnement le meurtre commis par le moyen de 
substances qui peuvent donner la mort plus ou moins prompte- 
ment, de quelque mani^re que ces substances aient 6te employees 
ou administr^es, kennt das bayrische Recht nicht. Es muss dem- 
nach die Strafdrohung für den Totschlag bezw. den Versuch die- 
ses Verbrechens zur Anwendung kommen ^). 

§ 18. Baden-Belgien; Vertrag Ton 1869. 

Auch Baden zeigte sich in seinem Vertrage vom 3. Novem- 
ber 1869 mit Belgien der Einführung der Attentatsklausel zu- 
gänglich. Es publizierte den Vertrag am 21. Dezember desselben 
Jahres in dem französischen „Urtext" mit beigefügter deutscher 
üebersetzung^). Der Artikel 7 lautet: 

„L'extradition ne sera „Die Auslieferung wird bei politi- 
„jamais accordee pour les sehen Verbrechen oder Vergehen nie- 
„crimes ou delits politi- mals zugestanden. Derjenige, welcher 
„ ques. L'individu qui se- wegen einer anderen Verletzung der 
„rait livre pour une autre Strafgesetze ausgeliefert worden ist, 
„infraction aux lois pe- kann in keinem Falle wegen eines 
„nales ne pourra dans au- vor der Auslieferung begangenen po- 
„cun cas etre jug6 ou con- litischen Verbrechens oder Vergehens 
„damne pour un crime ou oder wegen einer Tat, die mit einem 
„delit politi que commis solchen Verbrechen oder Vergehen 
„anterieurement ä l'extra- im Zusammenhang steht, oder auch 
„dition, ni pour aucun wegen irgend einer anderen, der Aus- 
„fait connexe ä ce crime lieferung vorangegangenen Verletzung 
„ou delit, ni pour toute der Strafgesetze, die nicht im gegen- 
„ autre infraction ante- wärtigen Vertrage begriffen ist, vor 
„rieure ä l'extradition et Gericht gestellt oder verurteilt wer- 
„non comprise dans la den, es wäre denn, dass er nach er- 



1) Art. 229 Abs. 2 enthält einen privilegierten Fall, ähnlich unserm heu- 
tigen § 213. Ueber dessen Auslief erungsmässigkeit siehe unten § 66. 

2) Vergl. unten § 20 den Vertrag Bayern-Frankreich. 

3) Gesetz u. Yerordnungsbl. f. d. Grossh. Baden 1869 S. 557 ; der Vertrag 
ist ersetzt durch den Reichsvertrag von 1874. 
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folgter Freisprechung oder Bestrafung 
bezüglich desjenigen Verbrechens, 
welches den Anlass zur Auslieferung 
gegeben hat, unterlassen hätte, das 
Land zu verlassen, oder dass er von 
neuem dahin zurückkehrt. 



„Als politisches Verbrechen oder 
als eine damit im Zusammenhang 
stehende Tat wird nicht angesehen 
ein Angriff auf die Person eines 
fremden Souverains oder der Glieder 
seiner Familie, wenn der Angriff 
den Tatbestand eines Totschlages, 
eines Mordes oder einer Vergiftung 
bildet." 



„presente Convention . k 

^,moins que, apr^s avoir 

„ete puni ou acquitte du 

„chef du crime qui adonne 

„Heu ä l'extradition, il 

„n'ait neglige de quitter 

„le pays ou bien qu'il y 

„retoume de nouveau. 
„Ne sera pas repute de- 

„lit politique ni fait con- 

„nexe ä un semblable de- 

„lit, Tattentat contre la 

„personne d'un s o u v e- 

„rain etranger ou contre 

„Celle des membres de sa 

„famille, lorsque cet at- 

„tentat constituera le 

„fait soit de meurtre, soit 

„d'assassinat, soit d'em- 

„poisonnement." 

Die Fassung der Attentatsklausel bietet nichts Neues. Da- 
gegen findet sich in dem Prinzip der Nichtauslieferung der poli- 
tischen Verbrecher ein Zusatz, der in seiner Rückwirkung die 
Ausnahmeklausel beeinflusst. Die Bedingung der Nichtstrafbar- 
keit: ä moins que l'extrade n'ait neglig^ de quitter le pays ou 
bien qu'il y retourne de nouveau gilt auch für die Verbrechen 
der Klausel. Man könnte geneigt sein, das gleiche auch für die 
Verträge anzunehmen, die diese Bestimmung nicht wörtlich ent- 
halten. Für den vorliegenden Vertrag ist aber jeder Zweifel be- 
seitigt. Auch die Möglichkeit eines Streits darüber, ob sich die 
neue Bestimmung auf politische Verbrecher erstrecke, ist für die 
Attentatsklausel bedeutungslos, da ihre Verbrechen nicht als po- 
litische in Betracht kommen sollen. 

Die badischen Strafbestimmungen über die Klauselverbrechen 
sind von den verwandten belgisch-französischen nicht so wesent- 
lich verschieden, dass die Reziprozität nicht gewahrt erschiene. 
Das badische Strafgesetzbuch von 1845 ^) umschreibt den Tot- 
schlag im § 209 enger als der belgische Art. 393: „Wer ohne 
Vorbedacht, im Affekt, den Entschluss zur Tötung eines anderen 
l7Vom 6. März 1845. 

Mettgenberg, Attentatsklausel. Q 
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fasst und ausführt, wird als Totschläger . . . bestraft. " Unter Mord 
versteht das badische Recht (§ 205) : „ Wer die ihm zum bestimm- 
ten Vorsatz zuzurechnende Tötung eines anderen mit Vorbedacht 
verübt, oder die Tat zwar im Affekt vollbringt, aber nur in Folge 
eines mit Vorbedacht gefassten, fortdauernden Entschlusses, wird 
als Mörder . . . bestraft." Und schliesslich wird im § 243 für das 
Verbrechen der Vergiftung bestimmt: „Wer einem andern wissent- 
lich Gift, oder andere Stoffe, von denen ihm bekannt war, dass 
sie wie Gift den Tod bewirken können, mit dem unbestimmten 
Vorsatz ihn zu töten, oder an der Gesundheit zu beschädigen, 
heimlich beigebracht hat, wird ... 1. im Falle eingetretener Tö- 
tung ... 2. im Falle einer eingetretenen anderen Beschädigung . . . 
3. ausserdem . . . bestraft." Das badische Strafrecht kennt zwei 
weitere Vergiftungsdelikte (§§ 244. 245), die jedoch für die „Ver- 
giftung** in der Attentatsklausei so wenig wie Ziff. 2 und 3 von 
§ 243 in Frage kommen, weil das eine der beiden die Absicht, 
nur zu beschädigen, das andere Fahrlässigkeit im Beibringen des 
Giftes voraussetzt, während der belgische Begriff des empoisonne- 
ment ein meurtre ist, der durch das Mittel lebenzerstörender Stoffe 
begangen wurde. Es kann demnach badischerseits nur das Ver- 
brechen aus §243 Ziff. 1 gemeint sein^). Dieses entsprichtauch 
in seiner subjektiven Seite dem empoisonnement, denn der bel- 
gische art. 397 mit seiner Bedingung der intention de donner la 
mort enthält den unbestimmten Vorsatz. 

§ 19. Hessen-Russland ; Vertrag von 1869. 

Sehr ähnlich dem besprochenen Vertrage zwischen Bayern 
und Russland ist die Auslieferungskonvention, die das Grossherzog- 
tum Hessen am 3. bezw. 15. November 1869 mit Russland ab- 
schloss. Sie gilt nur für die nicht zum norddeutschen Bunde 
gehörenden Teile Hessens, d. h. für das Gebiet südlich des Main. 
Die Publikation erfolgte im grossherzoglich hessischen Regierungs- 
blatt, und zwar im „französischen Originaltext unter Beifügung 
einer deutschen Uebersetzung" 2^. Artikel 6 lautet: 



1) Die anderen Fälle kämen nach belgischem Recht als homicide involon- 
taire bezw. als Beschädigungen durch Gift (art. 402 — 405) zur Bestrafung 
aber nicht als empoisonnement. Vgl. Ntpels-Servais n. 3 zu art. 397. Die 
belgischen Artikel sind oben § 17 inhaltlich mitgeteilt. 

2) a. a. 0. 1870 S. 53; deutsch Hetzer S. 283; Grosch S. 401; Olshausen 
S. 236. Der Vertrag steht in Kraft. 
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„Die politischen Verbrechen 
und Vergehen unterliegen den 
Bestimmungen des gegenwärti- 
gen Vertrages nicht. 

„Was die Anwendung dieses 
Artikels anbelangt, so soll unter 
politischen Verbrechen und Ver- 
gehen ein gegen die Person eines 
auswärtigen Souverains oder ge- 
gen Mitglieder seiner Familie 
gerichteter Angriff nicht ver- 
standen werden, sofern dieser 
Angriff unter die in Art. 3 Z. 1 
aufgeführten Fälle zu subsumie- 
ren ist." 
Die angezogene Stelle lautet in ihrem Zusammenhang: 
„. . . . l'extradition aura lieu ??.••• I^i^ Auslieferung findet 

„pour les crimes et delits sui- wegen folgender Verbrechen oder 

„vants, Sans exclure les cas 

„de participation et de tenta- 

„tive : 

„1. Tout acte illegal qui aura 

occasionne la mort d'un homme, 

„une grave blessure ou maladie 

„ou une incapacite de travail 

„ou la perte de Tusage absolu 

„d'un Organe." 



„Les crimes et delits politi- 
„ques sont exceptös de la pr^- 
„sente Convention. 

„Quant ä Tapplication de cet 
„article, il est bien entendu que 
„ne sera pas reput^ delit poli- 
„tique l'attentat contre la per- 
„ sonne d'un souverain etran- 
„ger ou contre celle des membres 
„de sa famille, lorsque cet atten- 
„tat constituera un fait 
„prevu dans le no. 1 de 
„l'art. 3." 



Vergehen statt, einschliesslich 
der Fälle der Teilnahme und 
des Versuchs: 

„1. Jeder ungesetzliche An- 
griff, durch welchen ein Mensch 
das Leben verloren oder eine 
schwere Verletzung oder Krank- 
heit oder Arbeitsunfähigkeit 
oder den Verlust eines Organs 
(Sinnes, einerHand, eines Fusses, 
des Gebrauchs der Sprache 
oder der Zeugungsfähigkeit) da- 
vongetragen hat." 
Die Spezialisierung dessen, was unter attentat contre la per- 
sonne d'un souverain zu verstehen ist, hat eine Erweiterung gegen- 
über der russisch-bayrischen Vereinbarung vom Februar des gleichen 
Jahres erfahren. Hinzugekommen ist die Verursachung einer 
incapacite de travail und des Verlustes de l'usage absolu d'un 
Organe. Die zuletzt genannte Folge der Straftat ist in der deutschen 
üebersetzung erklärend bezeichnet als Verlust eines Sinnes, einer 
Hand, eines Fusses, des Gebrauchs der Sprache oder der Zeu- 
gungsfähigkeit. Doch kann dieser Hinweis, der in dem Strafrecht 

3* 
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Hessens seinen Grund hat, an sich nicht als Vertragstext, sondern 
nur als amtliche Auslegung angeführt werden, da die französische 
Fassung das Original darstellt. Eine eigentliche Ausdehnung 
gegenüber dem Parallelvertrag Bayem-Russland liegt nicht vor, 
weil die zugesetzten Taterfolge in ihrer strafrechtlichen Qualifi- 
zierung immer schwere Körperverletzung und Gesundheitsbeschä- 
digung enthalten, so dass sie unter diese Oberbegriffe fallen. 

Hinsichtlich der landesrechtlichen Straftaten, die durch die 
Attentatsklausel der Auslieferung unterworfen sind, auch wenn sie 
am Souverain verübt wurden, gilt allgemein das gleiche, wie in 
dem entsprechenden bayrischen Vertrage^). Auch das hessische 
Strafgesetzbuch von 1841 ^) kennt ähnlich dem bayrischen eine 
für Beschädigungen mit tötlichem Ausgang geltende Bestimmung, 
die eine weit bemessene Kausalität für strafrechtlich erheblich 
erklärt. Es heisst im Art. 251 : „Jede Beschädigung eines Men- 
schen wird als tötlich betrachtet, welche im einzelnen Fall als 
wirkende Ursache den Tod des Beschädigten herbeigeführt hat. 
Es hat demnach auf die rechtliche Beurteilung der Tötlichkeit 
einer Beschädigung keinen Einfluss, ob ihr tötlicher Erfolg in 
anderen Fällen durch Hilfe der Kunst etwa schon abgewendet 
worden oder nicht; ob in dem gegenwärtigen Falle durch zeitige, 
zweckmässige Hilfe derselbe hätte verhindert werden können; ob 
die Beschädigung unmittelbar oder nur durch andere, jedoch aus 
ihr entstandene Zwischenursachen den Tod bewirkt habe; ob die- 
selbe allgemein tötlich sei, oder nur wegen der eigentümlichen 
Leibesbeschaffenheit des Beschädigten oder wegen der zufälligen 
Umstände, unter welchen sie ihm zugefügt wurde, den Tod herbei- 
geführt habe." Diese Bestimmung entspricht in ihrer Feststellung 
der strafrechtlichen Kausalität dem Vertrage mit seinem weitge- 
fassten : tout acte illegal qui aura occasionn^ la mort. Als Kör- 
perverletzungsbestimmung, die den Anlass zu den Zusätzen in der 
deutschen Uebersetzung des Vertrages gab, ist insbesondere Art. 
262 heranzuziehen; hier wird gesagt: „Wer rechtswidrig mit Vor- 
bedacht, jedoch ohne die Absicht zu töten, einen anderen an 
seinem Körper, oder seiner Gesundheit verletzt, soll . . . bestraft 

werden: 1 , wenn der Verletzte durch die Verletzung des 

Lebens beraubt worden, oder in eine gewiss oder wahrscheinlich 
unheilbare Krankheit oder Geisteszerrüttung versetzt ist; 2. . . ., 



1) Vergl. oben § 16. 

2) Vom 17. September 1841. 
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wenn der Verletzte eines Sinnes, einer Hand, eines Pusses, des 
Gebrauchs der Sjprache oder der Zeugungsfähigkeit beraubt oder 
wesentlich verunstaltet worden ist; 3. . . ., wenn der Verletzte 
in anderer Weise . . . verstümmelt . . . ist" u. s. w. Diesen Straf- 
drohungen würde der Art. 1477 des russischen Strafgesetzbuches 
von 1866 gegenüberzustellen sein^). Doch ist zu wiederholen, dass 
auch für diesen Vertrag die Fälle, in denen ein acte illegal die 
bezeichneten Folgen gehabt hat, nicht zu umschreiben sind. Die 
Kausalität ist unbegrenzt, und die Einschränkung liegt auch hier 
nur in der Voraussetzung, dass sich der acte illegal als ein crime 
oder ein delit volontaire darstellen muss, das nach dem Recht 
des ersuchenden Staates mit Gefängnisstrafe von mehr als einem 
Jahre oder mit Dienstentsetzung geahndet werden kann. 

§ 20. Bayern-Frankreich; Vertrag von 1869. 

Schliesslich bleibt noch ein Vertrag vor der Reichszeit zu 
erwähnen, der von seiner mustergültigen Redaktion abgesehen 
wenig Neues bietet. Es ist der Auslieferungsvertrag, den Bayern 
am 29. November 1869 mit Frankreich abschloss. Bei der 
Aufzählung der Delikte, bei denen Auslieferung statthaben soll, 
hat man das zweckmässige Verfahren eingeschlagen, den straf- 
rechtlichen Begriflf jedesmal durch Anführung des betreffenden 
Artikels im bayrischen Strafgesetzbuch von 1861 und im französi- 
schen Code penal von 1810 zu bezeichnen. So ist die Auslegung 
in der Lage, mit Sicherheit zu bestimmen, welche Delikte und 
wie weit sie der Auslieferung Raum geben. Die klare Fassung 
erleichtert auch die Bestimmung der Verbrechen der Attentats- 
klausel. Diese ist enthalten im Art. 3 des Vertrages, der folgen- 
dermassen lautet^): 

„Die Wirkungen des vorste- „Les crimes et delits politi- 
„henden Vertrages erstrecken ques sont exceptes de la pre- 
„sich nicht auf politische Ver- sente Convention, 
„brechen und Vergehen. 

1) Mitgeteilt oben S. 29 Anm. 3. 

2) Regierungsblatt f. d. Königr. Bayern 1869 S. 2281. Deutsch Hetzer 
S. 196; Grosch S. 341; Olshausen S. 151. Franz. Billot p. 480; Fiore 
2« partie p. 821. 

Der Vertrag steht in Kraft, d. h. er ist durch Art. 18 der zum Frankfurter 
Friedensvertrag abgeschlossenen Zusatzkonvention vom 11. Dez. 1871 (Deutsch 
Reichsgesetzblatt 1872 S. 7; deutsche Auslieferungsverträge Ö. 129) wieder 
aufgelebt. 
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„Der Angriff auf die Person „Ne sera pas repute d^lit 
„des fremden Staatsoberhauptes politique ni fait connexe ä, un 
„ oder dessen Familienglieder soll semblable delit, l'attentat contre 
„weder als politisches Verbre- la personne du souverain 
„chen oder Vergehen, noch als etranger ou contre celle des 
„eine mit einem solchen Reate membres de sa famille, lorsque 
„konnexe Handlung dann er- cet attentat constituera le 
„achtet werden, wenn dieser fait, soit demeurtre, soit d'assas- 
„Angriff sich entweder als Tot- sinat, soit d'empoisonnement." 
„schlag, Mord oder Vergiftung 
„darstellt. 

Gegenüber der üblichen Schreibweise der dynastischen Klausel 
„la personne d'un souverain*' fällt hier die Einsetzung des be- 
stimmten Artikels du souverain auf. Wunderlich ist die Wieder- 
gabe dieser Bezeichnung im deutschen Text mit „Staatsoberhaupt", 
die dem chef d'un gouvernement entspricht^). 

In dem Auslieferungskatalog ist bei den Verbrechen Mord 
und Totschlag auf die Artikel 228, 229 des bayrischen, bezw. 296, 
295 des französischen Strafgesetzbuchs hingewiesen. Das Vergif- 
tungsdelikt kommt für Frankreich als Reat gegen art, 301, für 
Bayern als Straftat gegen Art. 228, 229, 48 in Betracht, weil 
Bayern ein delictum sui generis der Vergiftung nicht kennt. Für 
sein Recht stellt sich der empoisonnement als Mord oder Tot- 
schlag oder als Versuch dieser Verbrechen dar. Diese Auffassung 
der drei in der Klausel als Mord, Totschlag und Vergiftung be- 
zeichneten Delikte behält für diese ihren Wert. Von den einzelnen 
Definitionen ist bereits die Rede gewesen 2)^). 

§ 21. Freussens Abneigung gegen die Klausel; der Umschwung. 

Damit ist die Reihe der Verträge, die sich vor der Aufrich- 
tung des deutschen Reiches der Attentatsklausel zugänglich zeigten, 
geschlossen. Bayern zählt für sich drei; Baden, Hessen und 



1) vergl darüber unten § 72. 

2) Die bayrischen Artikel 228, 229 siehe oben § 17. Art. 48 lautet: ,Der 
Versuch eines Verbrechens ist in allen Fällen, der Versuch eines Vergehens 
oder einer üebertretung nur in jenen Fällen strafTjar, in welchen das Gesetz 
dieses ausdrücklich bestimmt." 

Bezgl. der art. 296, 295, 301 des franz. code penal siehe oben § 14. 

3) Weil in Abs. 1 des Art. 3 des Vertrages die faits connexes gestrichen 
sind, erhebt sich hier dieselbe Frage wie im sächsisch-französischen Vertrage. 
Vergl. oben S. 22 Anm. 1. 
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Sachsen- Weimar je einen. Als Vertragsgegner erscheinen Belgien, 
Frankreich und Russland. Es fehlen deutscherseits namentlich 
Preussen und Württemberg^). Preussen insbesondere widersetzte 
sich noch 1870 der Einfügung der Klausel in den Rechtshilfever- 
trag des Norddeutschen Bundes mit Belgien. Aber vier Jahre 
später gewährte es ihr Eingang in den Reicbsvertrag mit dem 
gleichen Lande. Was war vorgegangen, um diesen Stimmungs- 
wechsel zu erklären? F. von Martitz gibt auf diese Frage die 
Antwort mit den Worten: „. . . es gelang den belgischen Unter- 
händlern, die juristischen Ratgeber der kaiserlichen Regierung von 
ihrem wunderlichen Dogmatismus abzubringen" ^). War es in der 
Tat juristische Starrsinnigkeit, die das jahrzehntelange Aufrecht- 
erhalten eines ausnahmslosen Prinzips verursachte? Galt es die 
Trägheit einer alten, aber morschen Anschauung zu überwinden? 
Oder waren neue Kräfte tätig geworden, mit denen von nun an 
zu rechnen war? 

2. Abschnitt. Die Jahre der Keichszeit 1871—1880. 

§ 22. Anarchismus in Deutschland. 

Es ist hier der Ort, einen Gedanken aufzunehmen, für den 
bisher kein Raum war, einen Gedanken, der hier historisch für 
Deutschland auftaucht, und dessen Erscheinen zugleich einen 
Wendepunkt in der Geschichte der deutschen Attentatsklausel 
bedeutet. Nicht nur äusserlich beginnt ein neuer Abschnitt ; nicht 
allein ist das deutsche Reich ein einheitliches Glied unter den 
Staaten geworden; nicht allein ist dem Reiche die Kompetenz zum 
Abschluss intemationalrechtiicher Verträge beigelegt; nicht allein 
gehen von nun ab die Reichs vertrage mit aufhebender Kraft den 
einzelstaatlichen Abmachungen vor — gleichzeitig mit dem Auf- 
schwung des Wohlstandes, mit dem Wachsen der Verkehrsbeziehun- 
gen, mit dem Streben nach Internationalismus, erscheinen nun 
auch in Deutschland die Fanatiker, deren erstes Ziel Beseitigung 
des Herrschers, der Königsmord, ist. So liegt hier der Wende- 
punkt in der Geschichte der verbrecherischen Strömungen, der in 
seiner Rückwirkung für die Attentatsklausel einen Wechsel be- 
deutet. Die Frage, gegen wen sich die Ausnahmebestimmung 
richtet, ist seit der Reichszeit anders zu beantworten als bisher. 



1) Bezgl. Württembergs vergl. v. Maktitz, Verträge Württembergs S. 26 
und 28/9. 2) Rechtshilfe H S. 460. 
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Nicht der Sozialismus, wenn anders er seinen Namen versteht, 
ist die Partei des Königsmordes. Und selbst er ist jung wie die 
Anschauungen, die er vertritt, Vor dem Kriege von 1866 kann 
man von ihm als einer politischen Partei kaum sprechen. Aber 
seit er da ist, ist eine Opposition da, ein Stürmer und Dränger 
nach einem Ziel hin, das ihm weder die Monarchie noch die Re- 
publik der Erfahrung verwirklicht zeigte. So strebte er nach einer 
Republik der Idee und suchte sie mit praktischen Mitteln in die 
Erfahrung überzuleiten. Auf diesem Wege kam auch der Sozia- 
list zum Hochverrat und Königsmord. Charakteristisch für diese 
Entwicklung ist die Gegenwehr, die Ende der 1860er Jahre in 
der häufigen Verwertung der Attentatsklausel eine Waffe findet. 
Allmählich aber musste der Sozialismus zur Reife und Ruhe kom- 
men; er musste sich bewusst werden, dass Gewalttat und Mord 
sein Programm nicht sein könne; er musste an die Stelle der 
Negation gegen das Bestehende die Position seiner Ideale setzen 
und kam so zu seinen evolutionären Tendenzen, die in dem Streben 
nach äusserster Verstaatlichung, nach dem Verschwinden und 
Aufgehen des Individuums in der Allgemeinheit, in der societas, 
ihren Ausdruck finden. 

An das Extrem des Sozialismus schloss sich mit Naturnot- 
wendigkeit ein schrankenloser Individualismus, den man, soweit er 
sich gewaltsam Anerkennung zu schaffen sucht, mit den farblosen 
Namen Anarchismus, Nihilismus, Internationale zu nennen gewöhnt 
ist. Mit dem Sozialismus hat er nichts gemein^); im Gegenteil 



1) Dies wird vielfach verkannt ; z. B. Schönemann S. 41, 47 und Alberic 
RoLiN XXVI p. 129 untermengen alles. Interessant ist eine Vergleichung der 
AeusseruDgen von Seuffert über diesen Punkt. S. 3 sagt er „Selbst von 
sozialdemokratischer Seite hat sich eine Stimme vernehmen lassen, welche für 
solche Attentate, wie sie in den letzten Jahren wiederholt begangen wurden, 
die Frage der Prügelstrafe für diskutierbar erklärte." S. 18 heisst es: „Man 
wird der Sozialdemokratie nicht Unrecht tun, wenn man ihr umgekehrt die 
üebertreibung des Staatsgedankens zum Vorwurf macht. Und die deutsche 
Sozialdemokratie missbilligt die Attentate . . . .* S. 39 wird die Scheidung 
mit Schärfe hervorgekehrt: „Und es lässt sich nicht verkennen, dass trotz 
mancher Berührungspunkte sich kaum ein stärkerer Gegensatz vorstellen lässt» 
als zwischen dem rücksichtslosen Anarchismus und dem extremsten Sozialis- 
mus. Schrankenlose Ungebundenheit der Individuen auf der einen —, ein 
einziger, ungeheurer Staatsbetrieb auf der anderen Seite!* Es macht den 
Eindruck, als sei S. im Laufe des Arbeitens zur Erkenntnis dieser Wesens- 
verschiedenheit gekommen. Vgl. eb. S. 147 ; femer Lammasch, Anarchistische 
Verbrechen S. 7; Stammleb S. 1 und ex professo Hamon, der ausgiebiges 
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suchte man ein eigenes Prinzip, um beide Gegensätze zu versöhnen, 
und! Joseph Pierre Proüdhon glaubte die Versöhnung in seinem 
Kommunismus oder Kollektivismus geben zu können. Der Versuch 
musste praktisch scheitern wie jede Halbheit. Anfänglich glaubten 
selbst Anarchisten wie Bakünik, bei den Arbeitern, die mit Carl 
Marx gegen das Kapital kämpften, geeigneten Boden für ihre 
radikalen Gedanken zu finden, aber die Kluft, die sie trennte, 
musste sich offenbaren ^). Theoretisch war sie längst erkannt. Sie 
hatte bereits 1845 in dem vielgenannten Buch Max Stirner's 
„Det Einzige und sein Eigentum" ihr Dasein bewiesen 2), aber 
Jahrzehnte sollten vergehen, ehe die Infizierung zur Krankheit 
wurde. Liberalismus mit seinem vergötterten Staat; Sozialismus 
mit seiner idealen Arbeitergesellschaft; Humanismus mit seiner 
ethisch gefassten menschlichen Gesellschaft, sie alle fanden ab- 
wechselnd ;ihre Anhänger und ihre Zeit. Aber einmal fand die 
Inkubationsfrist ihr Ende, und aus dem theoretischen Anarchismus ^) 
mit seinen gewaltigen Negationen und der faszinierenden Macht, 
die er dem Einzelnen gab, wurde ein rücksichtslos gewalttätiger 
Kampf des Ich gegen alles, was sich einen unliebsamen Einfluss 
auf das Ich anmasst. Er entwickelte sich zu dem massgebenden 
Grundsatz der Propaganda durch die Tat und kam damit zur 
Ermordung der Kaiserin Elisabeth von Oesterreich in Genf*). 
Was man in Russland kannte, und wofür JwAN Turgenjew in 
seinem Roman „Väter und Söhne" (1861) den Namen Nihilist^) 

Material für die Definitionen der Begriffe socialisme, communisme, anarchie, 
sowie ihre Unterarten gesammelt hat. 

1) Vgl. E. V. Zenker, der Anarchismus. Kritische Geschichte der anarchi- 
stischen Theorie. Jena 1895; J. Langhard, die anarchistische Bewegung in 
der Schweiz von ihren Anfängen bis zur Gegenwart und die internationalen 
Führer. Berlin 1905; ferner die betreffenden Abschnitte in den juristischen 
Arbeiten von Stammler, Seuffert, Doehn. 

2) Das Buch erschien in Leipzig (aufgenommen in Reclams Universal- 
bibliothek). Vergl. darüber John Henry Mackat: Max Stirner, sein Leben 
und seine Werke. Berlin 1898; und Ziegler S. 580 fg. 

3) Stammler versucht seine Widerlegung auf den letzten Seiten seiner 
Schrift; S. 42 fg. 

4) Vom 10. September 1898, vergl. Seuffert, Vorwort. 

5) üeber den Nihilismus vergl. Ernst von der Brüggen „der Nihilismus 
in Russland " im Augustheft 1878 der „deutschen Rundschau'* und derselbe 
»das heutige Russland** Leipzig 1902 S. 173 fg. Siehe auch Gätschenberger 
(Budapest) Nihilismus, Pessimismus und Weltschmerz, im Heft 152 des X.Jahr- 
gangs (1881) von »deutsche Zeit- und Streitfragen" herausgegeben von Franz 
VON HoLTZENDORFF ; und die Erinnerungen von Richard Graf von Pfeil 
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geprägt hatte, das fand etwa ein Jahrzehnt hernach auch in Deutsch- 
land seine Aeusserung. Was bisher eine Theorie verfochten hatte, 
und was bereits einzelne Schwärmer und Fanatiker in die Praxis 
umzusetzen bestrebt gewesen waren, das nimmt eine internatio- 
nale Gruppe von missleiteten, unklaren und unreifen Köpfen auf 
und sucht die Vernichtung zu systematisieren. 

Der Anarchismus enthielt eine Gefahr, auch für Deutschland, 
wenn er schon seinen eigenen Nährboden wie in den russischen 
sozialen Verhältnissen und in dem romanischen erregbaren Blut 
bei uns nicht fand ^). Aber er ist seiner Natur nach anational, 
und man konnte sich an dem Hinweis, für uns habe er geringe 
Bedeutung, nicht genügen lassen. Man musste Stellung zu ihm 
nehmen. Namentlich die organisierten Mordtaten in dem östlichen 
Nachbarreiche liessen erkennen, dass es sich um wahllose Negie- 
rung jedes rechtlich geordneten Zustandes handle, und dass man 
entschlossen sei, zur Beseitigung der Rechtsordnung in erster Linie 
die hervorragenden Träger dieses Systems, die Herrscher, zu be- 
seitigen. Jeden Augenblick konnte der Regieide über die Grenze 
kommen. Sollten wir ihn dann ausliefern? Sollten wir ihm Asyl 
gewähren? War das erste zulässig, war das letzte ratsam? Die 
Fragen drängten nach einer Entscheidung, und die Reichsregierung 
entschloss sich, die empfohlene Attentatsklausel anzunehmen. 

§ 23. Vertrag mit Belgien yon 1874. 

So kam sie in den Vertrag des deutschen Reiches mit Bel- 
gien vom 24. Dezember 1874 hinein. Man legte ihr als Text 
den ursprünglichen Wortlaut des belgischen Gesetzes unter, sodass 
Art. 6 lautet 2): 

„Die Bestimmungen des ge- „Les dispositions du present 

„genwärtigen Vertrages finden traite ne sont point applicables 
„auf solche Personen, die sich auxpersonnesquisesontrendues 
„irgend eines politischen Ver- coupables de quelque crime ou 
„brechens oder Vergehens schul- d^lit politique. La personne 
„dig gemacht haben, keine An- qui a ete extradee ä raison de 
„Wendung. Die Person, welche l'un des crimes ou des delits 
„wegen eines der im Art. 1 und 2 communs mentionnes aux art. 

und Klein -Ellguth in Velhagen und Klasings Monatsheften XX. Jahrg. 
Heft 2 (Okt. 1905) S. 208 fg. 

1) Vergl. ZiEGLEB S. 584, Doehn S. 53. 

2) Deutsch. Reichsgesetzblatt 1875 S. 73. 
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„aufgeführten gemeinen Verble- 
ichen oder Vergehen ausgelie- 
„fert worden ist, darf demgemäss 
„in demjenigen Staate, an wel- 
„chen die Auslieferung erfolgt 
„ist, in keinem Fall wegen eines 
„von ihr vor der Auslieferung 
„verübten politischen Verbre- 
„chens oder Vergehens, noch 
„wegen einer Handlung, die mit 
„einem solchen politischen Ver- 
„ brechen oder Vergehen im Zu- 
„sammenhang steht, noch wegen 
„eines Verbrechens oder Ver- 
„gehens, welches in dem gegen- 
„wärtigen Vertrage nicht vor- 
„ gesehen ist, zur Untersuchung 
„gezogen und bestraft werden. 
„Der Angriff gegen das Ober- 
„haupt einer fremden Regierung 
„oder gegen Mitglieder seiner 
„Familie soll weder als politi- 
„sches Vergehen, noch als mit 
„einem solchen in Zusammen- 
„hang stehend angesehen wer- 
„den, wenn dieser Angriff den 
„ Tatbestand des Totschlags , 
„Mordes oder Giftmordes bil- 



1 et 2 ne peut par cons^quent 
en aucun cas etre poursuivie et 
punie dans l'Etat, auquel l'extra- 
dition a ete accordee k raison 
d'un crime ou delit politique 
commis par eile avant l'extra- 
dition, ni ä raison d'un fait 
connexe ä un semblable crime 
ou delit politique, ni ä raison 
d'un crime ou delit non prövu 
par la presente Convention. 



„Ne sera pas repute delit 
politique ni fait connexe k un 
semblable delit Tattentat contre 
la personne du chef d'un gou- 
vernement etranger ou contre 
Celle des membres de sa famille 
lorsque cet attentat constitue 
le fait soit de meurtre, soit 
d'assassinat, soit d'empoisonne- 
ment." 
„det." 
Dieser Vertrag ist das Muster für die folgenden Auslieferungs- 
vereinbarungen des deutschen Reiches geworden. Auf belgischer 
Seite schloss man ihn auf Grund des soeben in Kraft getretenen 
Auslieferungsgesetzes von 1874 ab, das sich jedoch hinsichtlich 
der politischen Delikte auf die alten Gesetze vom 1. Oktober 1833 
und vom 22. März 1856 bezog, sodass in dieser Beziehung keinerlei 
Neuerung eingetreten war. Die Attentatsklausel des Vertrages 
stimmt in ihrer Fassung genau mit dem ursprünglichen Gesetz 
überein. 

Unter den genannten Verbrechen assassinat, meurtre und 
empoisonnement versteht das belgische Recht die Strafdrohungen 
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der art. 394, 393, 397 seines code penal von 1867 ^). Deutscher- 
seits entsprechen ihnen die Definitionen von Mord und Totschlag 
in §§ 211 und 212 des Reichsstrafgesetzbuchs von 1871. Dem 
empoisonnement ist der Giftmord gegenübergestellt worden. Diese 
Bezeichnung ist wenig glücklich gewählt. Einmal kennt unser 
Strafrecht kein besonderes Delikt Giftmord, vielmehr ist dieser 
für uns Mord schlechthin ; dann aber gibt das Wort den belgischen 
Begriff sachlich nicht wieder. Art. 397 des code penal beige von 
1867 umschreibt: Est qualifie empoisonnement le meurtre commis 
par le moyen de substances qui peuvent donner la mort plus ou 
moins promptement, de quelque mani^re que ces substances aient 
ete employees ou administrees. Sachlich müsste das wunderliche 
Wort: „Gifttotschlag** zur Verwendung kommen, denn der empoi- 
sonnement ist ein meurtre, der durch das Mittel eines poison be- 
gangen wird. Es wird allerdings ausserordentlich selten sein, 
dass die premeditation fehlt, dass also nicht der assassinat, son- 
dern wie im Gesetzestext der einfache meurtre vorliegt, aber denk- 
bar ist der Fall, und das Gesetz fusst auf ihm ^). Für das deutsche 
Recht wäre demnach der empoisonnement als Totschlag anzusehen ^). 

§ 24. Tertrag mit Luxemburg von 1876. 

Wort für Wort gleichlautend ist der Artikel 6 des Reichs- 
vertrages vom 9. März 1876 mit Luxemburg*). Von ihm gilt 
durchweg das gleiche. In Luxemburg stand bis 1879, wo eine 
Rezeption des belgischen Strafrechts erfolgte^), der französische 
code penal von 1810 mit einigen Modifikationen^) in Kraft. Unter 
meurtre, assassinat, empoisonnement sind somit die art. 295, 296, 
301 dieses Gesetzes verstanden^). Die deutschen Begriffe Tot- 
schlag und Mord nach §§ 212 und 211 des Strafgesetzbuches von 
1871 entsprechen im wesentlichen den luxemburgischen Definitionen 
von meurtre und assassinat. Dagegen fehlt es im deutschen Recht 
an einem Delikt, welches dem empoisonnement gegenüberzustellen 

1) Inhaltlich mitgeteilt oben § 17. 

2) Vergl. Ntpels-Servais n. 4 zu art. 397. 

3) Vergl. unten § 67. 

4) Deutsches Reichsgesetzblatt 1876 S. 223. Nur der deutsche Text ist 
publiziert. 

5) V. LiszT- Grusen I S. 472. 

6) Welche Neuerung die loi sur Tinfanticide et Thomicide vom 18. De- 
zember 1855 gebracht hatte, ist mir nicht bekannt. 

7) Inhaltlich mitgeteilt oben § 14. 
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wäre. Der empoisonnement verlangt den Versuch der Tötung 
durch Gift, wobei es gleichgültig bleibt, welche Folge eingetreten 
ist. Unser Recht kennt kein Spezialdelikt dieser Art. Wer vor- 
sätzlich einen anderen, auf welche Weise immer, tötet, wird, je 
nachdem als Totschläger oder Mörder bestraft. Da aber nach 
luxemburgischem Recht der Tod nicht eingetreten zu sein braucht, 
so wird der Versuch unserer Tötungsverbrechen von dem empoi- 
sonnement mitumfasst. Mit dem deutschen Vertragsterminus „Gift- 
mord" sind also wiederholend Mord und Totschlag, bezw. der Ver- 
such dieser Verbrechen genannt. 

In diesen beiden Verträgen, oder richtiger in dem belgischen, 
hat sich das deutsche Reich ein Muster geschaffen, dem die übri- 
gen nachgebildet sind. Sie folgen einander in kurzen Abständen 
und bieten der einheitlichen Grundlage halber wenig Neues. 

§ 25. Vertrag mit Brasilien von 1877. 

Am 17. September 1877 kam der Auslieferungsvertrag mit 
dem damaligen Kaiserreich Brasilien zustande^). Wiederum 
ist es Artikel 6, der hier angeht. Er lautet deutsch und portu- 
giesisch : 



„Die Bestimmungen des ge- 
„genwärtigen Vertrages finden 
„auf politische Verbrechen oder 
„Vergehen oder mit ihnen in 
„Verbindung stehende Hand- 
„lungen keine Anwendung. 

„Der Angriff gegen das Ober- 
„haupt einer fremden Regierung 
„oder gegen Mitglieder seiner 
„Familie soll weder als politi- 
„sches Verbrechen oder Ver- 
„ gehen, noch als mit einem sol- 
„chen in Zusammenhang ste- 
„hend angesehen werden, wenn 
„dieser Angriff den Tatbestand 
„des Mordes oder Giftmordes 
„bildet. 

„Die Person, welche wegen 
„eines der im Artikel 1 aufge- 



„As disposicöes do presente 
tratado näo säo applicaveis aos 
crimes ou delictos politicos ou 
aos factos connexos com elles. 



„Näo se considera crime ou 
delicto politico nem facto con- 
nexo com eile o attentado con- 
tra chefe de um govemo 
estrangeiro ou qualquer membro 
da sua familia, quando este at- 
tentado constituir o crime de 
homicidio vofuntario ou assas- 
sinato. 



„O individuo entregue por 
motivo de algum dos crimes ou 



1) Deutsch. Reichsgesetzblatt 1878 S. 293. 
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delictos mencionados no artigo 
1 ** näo poderä jamais ser pro- 
cessado e punido no Estado, ao 
quäl houTer sido concedida a 
extradigäo, por nenhum crime 
ou delicto politico anterior ä ex- 
tradigäo, nem por qualquer facto, 
connexo com tal crime ou de- 
licto. Tambem näo poderä ser 
processado nem condemnado 
por crime ou delicto mo pre- 
visto pelo presente tratado." 



„führten Verbrechen oder Ver- 

„ gehen ausgeliefert worden ist, 

„darf in demjenigen Staate, an 

„welchen die Auslieferung er- 

„folgt ist, in keinem Fall wegen 

„eines Ton ihr vor der Auslief e- 

„rung verübten politischen Ver- 

„brechens oder Vergehens, noch 

„wegen einer Handlung, die mit 

„einem solchen politischen Ver- 

„brechen oder Vergehen im Zu- 

„sammenhang steht, zur ünter- 

„ suchung gezogen und bestraft 

„werden. Auch darf sie nicht 

„zur Untersuchung gezogen oder 

„verurteilt werden wegen eines 

„Verbrechens oder Vergehens 

„welches in dem gegenwärtigen 

„Vertrage nicht vorgesehen ist." 

Die Attentatsklausel übergeht den Giftmord, wie er auch in 
der Aufzählung der auslieferungspflichtigen Delikte nicht genannt 
ist. Daraus ist nicht zu entnehmen, dass der Giftmord nicht unter 
die Attentatsklausel falle, sondern dass er einfach unter den Be- 
griff Mord, bezw. Totschlag gehört^). Dies ergibt sich daraus, 
dass in dem Auslieferungskatalog der Kindermord, infanticidio ^), 
besonders genannt ist. Dieses Verbrechen als em privilegiertes 
war nicht unter Mord schlechthin zu subsummieren und darum 
ausdrücklich zu erwähnen; der Giftmord aber ist entweder ohne 
weiteres Mord oder er ist qualifizierter Mord. Er ist somit aus- 
lieferungspflichtig, weil Mord auslieferungpflichtig ist. Die Strei- 
chung ist erklärlich, wenn man die Strafrechte der beiden Kontra- 
henten ins Auge fasst. Weder das brasilianische noch das deutsche 
Recht kennt eine selbständige Strafdrohung für ein Delikt, das 
den Inhalt des Giftmordes hat. Nach dem Strafgesetzbuch Bra- 
siliens mit seiner ausgedehnten Kasuistik^) ist er ein ausdrück- 
licher Unterfall des homicidio, nach dem deutschen ein stillschwei- 



1) Ebenso v. Martitz, Rechtshüfe II S. 461 n. 19; Seupfert in v. Liszt- 
Crüsen I S. 64 n. 1. 

2) § 217 deutsch. Strafgesetzb. — art. 197, 198 brasilian. Strafgesetzbuch. 

3) Vom 16. Dezember 1830; vergl. v. Liszt-Crusen I S. 173. 
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gender des Mordes. Eine Eigentümlichkeit liegt aber darin, dass 
dem Strafrechte Brasiliens der angezogene Begriff des assassinato 
technisch fremd ist^). Im Art. 192 ist von dem homicidio als 
einem einheitlichen Tötungsverbrechen — matar alguem — die 
Rede, das durch circumstancias aggravantes qualifiziert wird. Von 
diesen erschwerenden Umständen interessieren hier namentlich 
Art. 16 § 2 : Ter o delinquente commettido o crime com veneno, 
incendio ou inundagäo und eb. § 1 : Ter precedido ao crime a 
emboscada, por ter o delinquente esperado o offendido em um ou 
diversos lugares. Doch sind auch die übrigen Erschwerungen von 
Bedeutung. Für den Auslieferungsvertrag wird die Frage, was 
unter dem untechnischeu assassinato zu verstehen ist, dahin be- 
antwortet werden können, dass Art. 192 den assassinato darstellt, 
während Art. 193: Se o homicidio n§o tiver sido revestido das 
referidas circumstancias aggravantes dem einfachen homicidio, dem 
Totschlag, entspräche ^). 

§ 26. Yertrag mit Schweden-Norwegen von 1878. 

Das folgende Jahr bringt zwei neue Verträge. Am 19. Ja- 
nuar 1878 schloss das deutsche Reich mit Schweden-Norwe- 
gen einen Auslieferungsvertrag ab, der in seinem Artikel 6 die 
Regelung der politischen Verbrechen in der hergebrachten Weise 
enthält^). Der Artikel lautet: 

„Die Bestimmungen „Bestämmelsema 

„des gegenwärtigen i detta fördrag äro 



„Bestemmelseme i 



„Vertrages finden auf 
„solche Personen, die 
„sich irgend einer po- 
„ litischen strafbaren 
„Handlung schuldig ge- 
„ macht haben , keine 
„Anwendung. DiePer- 
„son, welche wegen ei- 
„ner der im Art. 1 auf- 
„ geführten gemeinen 



icke tillämpliga pä 
personer, som gjort 
sig skyldiga tili nä- 
gon politisk förbry- 
telse. Den som blif- 
vit utlemnad för nä- 
gon af de uti art. 1 
uppräknade allmän- 
na förbrytelser, mä 
säledes icke i nägot 



najrvserende Trak- 
tat finde ikke An- 
vendelse paa Perso- 
ner, der have gjort 
sig skyldige i en po- 
litisk Forbrydelse. 
Den Person, som er 
bleven udleveret for 
nogen af de i Art. 1 
opregnede alminde- 
lige Forbrydelser, 



1) Das gleiche gilt von dem heutigen brasilianischen Gesetzbuch von 
1890, vergl. a. a. 0. S. 188. 

2) Für escravos (Sklaven) galt nach dem Gesetz vom 10. Juni 1835 ein 
besonderes, strenges Recht. Vergl. Silva- Vasconcbllos p. 84 n. 1. 

3) Deutsch. Reichsgesetzblatt 1878 S. 110. 
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„strafbaren Handlun- 
„gen ausgeliefert wor- 
„den ist, darf demge- 
„mäss in demjenigen 
„Staate, an welchen die 
„ Auslieferung erfolgt 
„ist, in keinem Falle 
„wegen einer von ihr 
„vor der Auslieferung 
„ verübten politischen 
„strafbaren Handlung, 
„noch wegen einer 
„Handlung, die mit 
„einer solchen politi- 
„ sehen Handlung im 
„Zusammenhang steht, 
„noch wegen einer 
„strafbaren Handlung, 
„welche in dem gegen- 
„ wärtigen Vertrage 
„nicht vorgesehen ist, 
„zur Untersuchung ge- 
„zogen und bestraft 
„werden, es sei denn, 
„dass dieselbe, nach- 
„dem sie wegen der 
„strafbaren Handlung, 
„welche zur Auslief e- 
„rung Anlass gegeben 
„hat , bestraft oder 
„ ausser Verfolgung ge- 
„ setzt worden ist, ver- 
,, säumt habe, vor Ab- 
„lauf einer Frist von 
„drei Monaten das 
„Land zu verlassen, 
„oder dass sie aufs neue 
„dorthin komme. 

„Der Angriff gegen 
„das Oberhaupt einer 



fall i den stat, tili 
hvilken utleranandet 
skett, tilltalas eller 
straffas för en af ho- 
nom före utlemnan- 
det begangen poli- 
tisk förbrytelse , ej 
heller för nägon 
handling, som med 
sädan politisk för- 
brytelse eger sam- 
manhang, ej heller 
för nägot brott, som 
i detta fördrag icke 
finnes uppräknadt, 
med mindre han, ef- 
ter att hafva under- 
gätt straff för den 
förbrytelse, som för- 
anledt utlemnandet, 
eller blifvit frän ätal 
derför fri, antingen 
underlätit att inom 
utgängen af tre mä- 
nader begifva sig ur 
landet eller ock dit 
ätervänder. 



kan fölgelig i intet 
Tilfaelde undergives 
Retsforfolgning og 
straffes i den Stat, 
til hvilken han er 
bleven udleveret, for 
nogen af ham för 
Udleveringen bega- 
aet politisk Forbry- 
delse eller for nogen 
Handling som staaer 
i Forbindelse med 
saadan Forbrydelse, 
ei heller for nogen 
i nservserende Trak- 
tat ikke opregnet 
Forbrydelse , med 
mindre han efter at 
vsere bleven staffet 
eller frifunden for 
den Forbrydelse, som 
har givet Anledning 
tillüdleveringen, har 
forsömt at forlade 
Landet inden en 
Frist af tre Maane- 
der, eller han paany 
kommer tilbage der- 
til. 



„Förgripelse mot 
en främmande rege- 



„Angreb paa en 
fremmed Regjerings 
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rings öf verhufvud el- 
ler emot medlemmar 
af dess familj skall 
icke anses som en 
politisk förbrytelse 
ej eller säsom der- 
med sammanhängan- 
de gerning, da sä- 
dan förgripelse be- 
star i dräp, mord el- 
ler förgiftning." 



Overhoved eller paä 
medleinmer of hans 
Familie henregnes 
ikke til politiske For- 
brydelser eller til i 
Forbindelse dermed 
staaende Gjerning, 
naar saadant An- 
greb bestaar i Drab, 
Mord eller Gift- 
mord." 



„ fremden Regierung, 

„oder gegen Mitglieder 

„seiner Familie soll we- 

„der als politische, 

„ strafbare Handlung, 

„noch als mit einer sol- 

^jchen in Zusammen- 

„hang stehend ange- 

„ sehen werden, wenn 

„dieser Angriff den 

„Tatbestand des Tot- 

„ Schlages, Mordes oder 

„Giftmordes bildet." 

Die dynastische Klausel hat die übliche Form und den üb- 
lichen Inhalt. Als strafrechtliche Bestimmungen kommen deutscher- 
seits § 211 , § 212 zur Anwendung. Nach dem schwedischen 
Strafgesetzbuch von 1864^) entsprechen diesen Strafdrohungen die 
§§ 1 und 3 des 14. Kapitels. § 1 lautet: Quiconque, dans le 
dessein de tuer, aura avec premeditation enleve la vie k un indi- 
Tidu, sera, pour fait d'assassinat, condamne .... Der Totschlag 
wird von § 3 definiert: Quiconque, dans le dessein de tuer, mais 
dans un moment d'emportement, aura enleve la vie ä. un individu, 
sera, pour fait de meurtre, puni .... 2). Das schwedische Recht 
kennt im § 18 des gleichen Kapitels ein Vergiftungsverbrechen, 
das jedoch für den Auslieferungsvertrag nicht in Frage kommt, 
obschon es inhaltlich mit der Vergiftung nach § 229 des deutschen 
Strafgesetzbuches übereinstimmt. Die Anwendung wird einmal 
durch die deutsche Fassung „Giftmord" ausgeschlossen, der sich 
gegenüber dem Verbrechen der Vergiftung im Sinne des § 229 
bezw. förgiftning nach § 18 als die geringere Auslieferungsver- 
pflichtung darstellt. Dann aber ergibt sich aus der Form des 
Art. 1, der die auslief erungspflichtigen Delikte anführt, dass der 
Giftmord eine Abart des Mordes darstellen soll. Es heisst im 
Art. 1 Ziff. 1: Ausgeliefert wird „wegen Mordes (Kindermord, 
Eltemmord, Giftmord einbegriffen) oder Versuches desselben und 
wegen Totschlages" und entsprechend im schwedischen Text för 
mord (bamamord, föräldramord och mord'"genom förgiftning deri 

1) Vom 16. Februar 1864. 

2) Abs. 2 dieses § enthält einen privilegierten Fall entsprechend unserm 
§ 213. Dafür, dass dieser nicht in Frage kommt, siehe unten § 66, 

Mettgenberg, Attentatsklausel. A. 
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inbegripne) etc. Hieraus geht hervor, dass der Giftmord vertrag- 
lich als Mord betrachtet werden soll und nur als Mord der Aus- 
lieferung unterliegt. 

Aehnlich stellt sich das Verhältnis Norwegen gegenüber dar. 
Das norwegische Strafgesetzbuch von 1842 in seiner Fassung von 
1874 bestimmt im 14. Kapitel § 1 : Hvo, som, i Hensigt at draebe, 
forvolder en Andens D0d, bliver for Drab at straffe med . . • . 
Weiter heisst es im § 2 des gleichen Kapitels : Har den Skyldige 
udfjprrt Drabet med Overlseg, bliver han for Mord at straffe med . . . 
Diese Bestimmungen entsprechen den Strafdrohungen für Tot- 
schlag und Mord im deutschen Recht. Der Giftmord, der dem 
norwegischen Recht als solcher unbekannt ist — auch in dem 
neuen Strafgesetzbuch von 1902 ist er nicht vorgesehen — fällt 
wie im schwedischen und deutschen Gesetz unter Mord schlecht- 
hin. § 5 des 15. norwegischen Kapitels kann nicht eintreten^ 
weil wie im schwedischen Strafrecht diese Bestimmung sich auf 
Körperverletzung und nicht auf Tötung bezieht. 

§ 27. Yertrag mit Spanien yon 1878. 

Aus demselben Jahr, vom 2. Mai 1878, ist der Reichsauslie- 
ferungsvertrag mit Spanien^). Er ist wie seine Vorgänger nach 
belgischem Muster entworfen und enthält die hier einschlägige 
Bestimmung im Art. 6. Dieser lautet: 

„Die Bestimmungen des ge- „No son aplicables las dispo- 
„genwärtigen Vertrages finden siciones de este tratado ä los 
„auf solche Personen, die sich que hayan cometido algun cri- 
„irgend eines politischen Ver- men 6 delito politico. La per- 
„brechens oder Vergehens schul- sona entregada por uno de los 
„dig gemacht haben, keine An- crimenes 6 delitos comunes enu- 
„ Wendung. Die Person, welche merados en los articulos 1 ® y 
„wegen eines der in Art. 1 und 2 ® no podrä, por consiguiente, 
„2 angeführten gemeinen Ver- de ningun modo, ser encausada 
„brechen oder Vergehen ausge- ni castigada en el pais al cual 
„liefert worden ist, darf demge- se concede su entrega por un 
„mäss in demjenigen Staate, an crimen 6 delito politico come- 
„welchen die Auslieferung er- tido antes de la extradicion, ni 
„folgt ist, in keinem Falle we- por un acto que tenga relacion 
„gen eines von ihr vor der Aus- con dicho crimen ö delito poli- 



1) Deutsch. Reichsgesetzblatt 1878 S. 213. 
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„lieferung verübten politischen 
„Verbrechens oder Vergehens, 
„noch wegen einer Handlung, 
„welche mit einem solchen po- 
„litischen Verbrechen oderVer- 
„ gehen im Zusammenhang steht, 
„noch wegen eines Verbrechens 
„oder Vergehens , welches in 
„dem gegenwärtigen Vertrage 
„nicht vorgesehen ist, zur ün- 
„tersuchung gezogen und be- 
„ straft werden ; es sei denn, dass 
„dieselbe, nachdem sie wegen 
„des Verbrechens oder Ver- 
„gehens, , welches zur Auslief e- 
„rung Anlass gegeben hat, be- 
„ straft oder endgültig freige- 
„sprochen ist, während dreier 
„Monate im Lande bleibt oder 
„nach Verlassen desselben wie- 
„der in dasselbe zurück kehrt ^). 
„Der Angriff gegen das Ober- 
„haupt einer fremden Regie- 
„rung oder gegen Mitglieder sei- 
„ner Familie soll weder als po- 
„litisches Vergehen, noch als 
„mit einem solchen in Zusam- 
„menhang stehend angesehen 
„werden, wenn dieser Angriff 
„den Tatbestand des Totschlags, 
„Mordes oder Giftmordes bü- 
rdet." 



tico, ni tampoco por un crimen 
6 delito que no se halla previsto 
por el presente tratado, ä menos 
que desques de haber sido casti- 
gada 6 definitivamente absuelta 
del crimen 6 delito que motivo 
la extradicion permaneciese en 
el pais durante tres meses 6 
ausentändose regresare a ^1. 



„No se considerarä como de- 
lito politico ni como hecho co- 
nexo con tal delito el atentado 
contra el soberano 6 gefe de 
un Estado extrangero 6 contra 
los miembros de su familia cu- 
ando tal atentado tenga el ca- 
räcter de homicidio, asesinato 
ö envenenamiento. " 



"Während der deutsche Text der Attentatsklausel von dem 
Angriff gegen das „Oberhaupt einer fremden Regierung" spricht, 
hat die spanische Fassung : el atentado contra el soberano ö gefe ^) 
de un Estado extrangero die allgemeine Zusammenfassung in den 
monarchisch gedachten Soberano und den farblosen Gefe zerlegt^). 

1) Vergl. Beauchet p. 187 no. 335. 

2) souverain ou chef. 

3) Vergl. unten § 72. 
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Nach deutschem Strafrecht kommen die wiederholt genannten 
Strafdrohungen zur Anwendung. Spanischerseits wird der asesi- 
nato in dem Strafgesetzbuch von 1870 im Art. 418 definiert: Es 
reo de asesinato el que, sin estar comprendido en el articulo an- 
terior ^) matare ä alguna persona, concurriendo alguna de las cir- 
cunstancias siguientes : 1 a. Con alevosia. 2 a. Por precio 6 pro- 
mesa remuneratoria. 3 a. Por medio de inundacion, incendio 6 
veneno. 4 a. Con premeditacion conocida. 5 a. Con ensanamiento, 
aumentado deliberada 6 inhumanamente el dolor del ofendido. 
Der folgende Artikel 419 gibt den homicidio wieder: Es reo de 
homicidio el que, sin estar comprendido en el art. 417^), matare 
ä otro, no concurriendo alguna de las circunstancias numeradas 
en el articulo anterior. 

§ 28. Yertrag mit Uruguay Yon 1880. 

Als letzter Vertrag des deutschen Reiches seither mit der 
Attentatsklausel bleibt der mit Uruguay vom 12. Februar 1880 
zu nennen. Er lautet in seinem Artikel 6, der hier angeht, wört- 
lich dem spanischen Vertrage gleich und ist in deutscher und 
spanischer Sprache abgeschlossen und publiziert worden^). 

3. Periode. Die Jahre nach 1880. 

§ 29. Zeit von 1880—1885. 

Nach dem Abschluss des Vertrages mit Uruguay trat eine 
Pause ein; nicht in dem Sinne, dass man glaubte, zur Abwehr 
der vom Anarchismus drohenden Gefahr reiche für die internatio- 
nalen Verhältnisse die Attentatsklausel hin. Man richtete sein 
Augenmerk auf die nationale Verteidigung, die augenblicklich 
dringender schien. Spanien und Italien waren heimgesucht von 
den radikalen Verschwörern; in Russland stand der Nihilismus 
auf seiner Höhe. Von dem Kongress in London im Jahr 1881 
ging ein Revolutionsprogramm aus, in dem mit bis dahin unbe- 
kannter Offenheit der Vernichtungskrieg gegen alles, was über ein 
niedrig bemessenes Niveau emporragte, angekündigt und als ge- 
eignetes Werbemittel die Tat der Bombe empfohlen wurde. In 
Deutschland selbst trug ein Mordplan, wie er 1883 bei der Ein- 



1) art. 417 umschreibt den parricidio. 

2) Deutsches Reichsgesetzblatt 1883 S. 287. Von Uruguay war mir 
kein Strafgesetzbuch zugänglich. 
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weihung des Niederwalddenkmals ausgeführt werden sollte, von 
Grund aus anarchistisches Gepräge. Hinterher hat es sich wohl 
erwiesen, dass man den Anarchismus in seiner Form als Propa- 
ganda durch die Tat überschätzt hat ^) ; damals aber Hess sich 
seine Ausdehnung kaum übersehen, und man schritt in den meisten 
Ländern zu einer Ausnahmegesetzgebung gegen Dynamitverbrechen. 
Auch das deutsche Reich schloss sich in dem „Gesetz gegen den 
verbrecherischen und gemeingefährlichen Gebrauch von Spreng- 
stoffen" am 9. Juni 1884 dieser Bewegung an^). Es konnte aber 
nicht ausbleiben, dass die Frage nach der internationalen Be- 
kämpfung wiederum aufgeworfen wurde. Sie lag besonders für 
Deutschland nahe, denn aus dem östlichen Nachbarreiche kam eine 
Schreckensnachricht nach der andern von den Taten des Nihilismus. 

§ 30. Preusslsch-rnssischer und bafrlsch-mssisclier Noten- 
wechsel von 1885. 
Von Russland kam denn auch die Anregung zur Entschei- 
dung an das deutsche Reich heran. Russland wünschte die Be- 
kämpfung des Nihilismus energisch in die Wege leiten zu können 
und nicht an der Grenze des Landes ein Halt an dem politischen 
Asyl des Nachbarn zu finden. Darum trat es mit Vorschlägen 
an die deutsche Regierung heran. Die weitgehenden Verpflich- 
tungen, die übernommen werden sollten, stiessen jedoch hernach 
im Reichstag auf solchen "Widerstand, dass man es aufgab, einen 
Reichsvertrag zustande zu bringen. Vielmehr benutzte die preus- 
sische und bayrische Regierung den Umstand, dass die Zustimmung 
der Kammern nicht als erforderlich galt, um ihrerseits abzu- 
schliessen ^). Aber auch hier kam es nicht einmal zu einem eigent- 
lichen Vertrage, sondern zu einem Austausch identischer Noten, 
wodurch ein vertraglicher Erfolg erreicht wurde. Zwischen Preus- 
sen und Russland fand dieser Notenwechsel am 1./13. Januar 
1885 statt. Die Note der „Kaiserlich deutschen Botschaft" lautet^): 



1) ZiEGLBB S. 585; DOBHN S. 79. 

2) Deutsch. Reich sgesetzblatt 1884 S. 61. Vergl. dazu insbesondere Seupfert 
S. 98 fg. 

3) V. Bae, Lehrbuch S. 287. 

4) Deutscher Reichsanzeiger v. 23. Januar 1885 (Nr. 20) Franz.: Martens 
nouveau recueil general 2« sörie X p. 521 und Keyssner p. 18. Deutsch.: 
Delius, Auslieferung jiach Preussen S. 56 ; Assmann S. 207 ; Kurtz S. 215 ; 
Olshausen S. 226; Schildmacher S. 58. Der Raumersparnis halber ist 
nur der französische Text mitgeteilt; der deutsche ist zudem Uebersetzung. 
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„L Le gouvemement royal de Prusse s'engage k livrer au 
„gouvernement imperial russe, sur sa demande, les sujets russes 
„accuses ou prevenus d*un des crimes ou d^lits ci-aprös enu- 
„m^res, ou condamnes k raison de Tun de ces crimes ou d^lits 
„et s'etant soustraits par la fuite k la peine qu'ils auraient 
„encourue: 

„1. A raison des crimes ou delits ci-aprös enonces ou des 
„preparatifs en vue de leur execution, si ces crimes ou dölits 
„ont ete commis k Tegard de sa Majeste Tempereur de Russie 
„ou des membres de sa famille: 

„a. Meurtre, 

„b. Voies de fait, 

„c. Lesions corporelies, 

„d. Privation volontaire de la liberte individuelle, 

„e. Outrages. 

„2. Assassinat ou tentative de ce crime. 

„3. La preparation ou la detention de la dynamite ou 
„autres matiöres explosibles dans le cas oü la preparation ou 
„la detention de pareilles mati^res sont punies par les lois russes. 

„n. Dans tous les autres cas oü Pextradition sera deman- 
„dee par le gouvernement imperial russe k raison de Tun des 
„crimes ou delits non mentionnes k Tarticle L, cette demande 
„sera prise en consideration par le gouvernement royal de Prusse 
„et si rien ne s'oppose , il y sera donne suite, eu egard aux 
„rapports d'amitie et de bon voisinage qui unissent les deux 
„pays. 

„m. La circonstance que le crime ou delit k raison du- 
„quel Pextradition est demandee k ete commis dans un but po- 
„litique ne pourra en aucun cas servir de cause pour refuser 
„Pextradition. 

„IV. Le präsent arrangement entre en vigueur k partir du 

„jour de Techange de notes k ce sujet entre le gouvernement 

„royal de Prusse et le gouvernement imperial de Russie." 

In der russischen Note finden sich lediglich die erforderlichen 

formellen Aenderungen. Materiell gleichlautend sind auch die 

beiden Noten, die Bayern am 19. September bezw. 1. Okt. 1885 

dem preussischen Beispiel folgend mit Russland auswechselte^). 



1) Gesetz- und Verordnungsblatt 1885 S. 593. Auch hier sind die Noten 
selbst französisch abgetasst. 
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§ 31. Kritik der Abmachungen. 

Die beiden Vereinbarungen haben zahlreiche wissenschaftliche 
Beurteilungen und durchweg Verurteilungen gefunden ^). Von der 
zurückhaltenden Aeusserung conclu un peu präcipitamment ^) stei- 
gen die Kritiken zu solcher Schärfe des Angriffs, dass nichts hin- 
zuzusetzen bleibt. Auch der Hinweis auf die Grösse oder die ver- 
meintliche Grösse der Gefahr vermag dem Urteil nur einen geringen 
Teil seiner Härte zu nehmen. E. L. de Hart äussert sich miss- 
billigend^): The recent extradition treaty between Russia and 
Prussia apparently provides for the surrender of subjects of the 
demanding State, accused of crimes of violence, whithout any proof 
of their guilt. Mehr im Hinblick auf den Kernpunkt des Ver- 
trages, die politische Seite, sagt J. W. M. Bosch*), dat in den 
allerjongsten tijd de beginselen der laatste 40 jaren worden ver- 
loochend, und dass man damit de historische waarheid verkenne. 
Als Ausfluss der romanischen Wissenschaft kann die Bemerkung 
von Charles Calvo gelten ^) : Ainsi voilä abolie de fait . . . Tim- 
munite d'extradition stipulee et respectee jusque-lä en faveur des 
refugies politiques ; . . . il ne sera que trop facile aux interprötes 
du texte des traites, mus eux-memes par des interets et des pas- 
sions politiques, de faire ou non, ä leur discretion, rentrer tel ou 
tel cas dans les categories etablies dans la Convention de j an vier 
1885. Aber auch die deutschen Schriftsteller geben diesen aus- 
ländischen Verurteilungen nichts nach. F. VON Martitz schreibt ^) : 
Diese jüngsten der deutschen Verträge haben, die Augen lediglich 
auf die anarchistische Gefahr gerichtet, auch von falschen Vor- 
aussetzungen über das, was tatsächlich in der Staatenwelt Rech- 
tens ist, ausgehend, die Schutzwehren, die das überkommene, in 
fünfzigjähriger Entwicklung sorgfältig ausgebildete Auslieferungs- 
recht gegen ungebührliche und kompromittierende Zumutungen, 
gegen administrative Willkür und diplomatische Konvenienz bietet, 



1) Keyssneb p. 17 fg.; Calvo II p. 588 fg.; de Lafont p. 767 fg. 
Grivaz, Thöse p. 101; PnADiER-FoD^Bfi III p. 1156 fg.; Beauchet p. 189 
und p. 244 fg.; Lammasch, Auslieferungspflicht S. 354 fg.; v. Mabtitz, Ver- 
träge Württembergs S. 29 und derselbe, Rechtshilfe IL S. 464 fg. ; de Hart 
p. 185; Bosch p. 189 ; van Heeckeren van Wassenaer p. 67 fg. u. a. vergl. 
auch die journalistische Besprechung von Gengel S. 66 fg. 

2) Keyssner p. 22. 3) p. 185. 
4) p. 188. 5) IL p. 589. 

6) Rechtshilfe IL S. 467. 
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verkannt und unterschätzt. Schliesslich sei an die Ausführungen 
des Oesterreichers Heinrich Lammasch erinnert, der mit der ihm 
eigenen Wärme eine Möglichkeit bespricht^), wie „die weitgehen- 
den Anforderungen gegen die Selbständigkeit der Staaten hin- 
sichtlich des politischen Asylschutzes nicht laut geworden wären, 
und der Rückschritt zu den Vereinbarungen der Verträge Bayerns 
und Preussens mit Russland dem 19. Jahrhundert erspart geblie- 
ben wäre". 

§ 32. Verhältnis der Attentatsklausel zu den Abmachungen. 

Eins ist sicher : Die Attentatsklausel hat mit diesen Verträgen 
nichts gemein 2). Zwar finden sich im Artikel I Bestimmungen, 
die Aehnlichkeit mit ihr haben: Wer gegen den preussischen oder 
russischen Monarchen Tötung, Gewalttat, Körperverletzung, Frei- 
i^eitsberaubung, Beleidigung begeht, wird ausgeliefert. Wenn das 
auch zu weit geht, es scheint die Attentatsklausel in entwickelter 
Form zu sein. Diese Auffassung wird aber unmöglich gemacht 
durch Artikel H, der Auslieferung wegen aller anderen Straftaten, 
mit stillschweigendem Einschluss der politischen, vereinbart, si 
rien ne s'oppose. Dass an und für sich die politische Natur eines 
Verbrechens kein Hindernis bildet, ist unmittelbar aus der Strei- 
chung des traditionellen Prinzips zu schliessen. Ob es im Einzel- 
fall als Hemmnis behandelt wird, bleibt der politischen Konjunktur 
überlassen. Damit ist die prinzipielle Stütze für die Ausnahme- 
klausel aufgegeben. Man schritt über sie hinweg, aber es war 
ein Schritt rückwärts in die Zeiten der heiligen Allianz. Das 
Solidaritätsgefühl äusserte sich in einer anachronistischen Kund- 
gebung ^), deren Beseitigung bisher nicht gelungen ist*). 

1) Auslieferungspflicht S. 354. 

2) A. M. V. Martitz, Verträge Württembergs S. 29; dagegen wohl der- 
selbe, Rechtshilfe II, S. 467. 

3) Wie wenig zeitgemäss der Vertrag war, ergiebt sich aus zeitgenössischen 
Angaben über die russischen Gerichts Verhältnisse. Vergl. die von Lammasgh 
XXI, p. 585 mitgeteilte Aeusserung Beegbohm's von 1889, dass die rus- 
sischen Gerichte völlig den Anvyreisungen des Justizministeriums und dem 
des Auswärtigen in Auslieferungssachen folgen, und sich somit eine feststehende 
Hebung nicht angeben lasse. Vergl. auch die anonyme , Skizze der Ent- 
wicklung der politischen Strafjustiz in Russland" aus dem Jahre 1885 in der 
Zeitschrift für die ges. Strafrechtswissenschaft y S. 478 fg. 

4) Vergl. den Versuch des Reichstages, mitgeteilt in der deutschen Juristen- 
zeitung 1905 Jahrg. X S. 343. 
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Lebenslauf. 

Ich bin am 10. Oktober 1882 in Cleve a. Niederrhein als 
Sohn des damaligen Pfarrers lic. theol. Carl Mettgenberg geboren. 
Meine erste Ausbildung erhielt ich im Hause, dann in der Volks- 
schule. Daran schloss sich der Besuch des Kgl. Gymnasiums in 
Cleve. 1898 wurde mein Vater zum Konsistorialrat ernannt und 
damit nach Coblenz versetzt. Hier besuchte ich das Kgl. Kaiserin 
Augusta Gymnasium und bestand Ostern 1902 die Reifeprüfung. 
Um Rechtswissenschaft zu studieren, bezog ich zunächst die fran- 
zösische Universität Grenoble (Is^re), wo ich ein Semester blieb. 
Weiterhin studierte ich zwei Semester in Bonn, eins in Berlin und 
wiederum zwei in Bonn. Darauf meldete ich mich zur ersten 
Prüfung und bestand sie am 16. Mai 1905 in Cöln. Seitdem bin 
ich als Referendar erst beim Kgl. Amtsgericht in Boppard be- 
schäftigt gewesen und nun am Kgl. Landgericht in Coblenz tätig. 
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Thesen : 

1. Im Sinne der Ausliefernngsverträge ist unter den ^politischen Ver- 
brechen* die Summe der jedesmal iandesrechtlich nach den be- 
teiligten Strafrechten als politisch angesehenen Verbrechen verstanden. 

2. Der Versuch der Tötung auf Verlangen kann nicht als Körperverletzung 
bestraft werden. 

3. Der Ehemann darf die Briefe seiner Frau nicht öffnen. 
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